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EINFüHRUNG 

Die Charta der Vereinten Nationen 
wurde zum Abschluss der Konferenz der 
Vereinten Nationen über internationale 
Organisationen am 26. Juni 1945 in San 
Franzisko unterzeichnet und ist am 24. Ok­
tober 1945 in Kraft getreten. Das Statut des 
Internationalen Gerichtshofes bildet einen 
integrierenden Deslandteil der Charta. 

Abänderungen der Artikel 23, 27 und 61 
wurden von der Generalversammlung am 
17. Dezember 1963 angenommen und sind 
am 31. August 1965 in Kraft getreten. Die 
von der Generalversammlung am 20. De­
zember 1965 angenommene Abänderung des 
Artikels 109 ist am 12. Juni 1968 in Kraft 
getreten. 

Durch die Abänderung von Artikel 23 
wurde die Mitgliederzahl des Sicherheits­
rates von elf auf fünfzehn erhöht. Infolge 
des abgeänderten Wortlautes von Artikel 27 
werden Beschlüsse des Sicherheitsrates über 
Verfahrensfragen mit Zustimmung von 
neun - statt wie früher sieben - Mit­
gliedern gefasst. Ober alle anderen Fragen 
werden Beschlüsse mit Zustimmung von 
neun Mitgliedern - früher sieben - ein­
schlicsslich der Zustimmung der fünf stän­
digen Mitglieder des Sicherheitsrates gefasst. 

Durch die Abänderung von Artikel 61 
wurde die Mitgliederzahl des Wirtschafts-



und Sozialrats von zunächst 18 auf 27, dann 
durch Beschluss der Generalversammlung 
am 20. Dezember 1971, in Kraft getreten 
am 24. September 1973, auf vierundfünfzig 
erhöht. 

Die Abänderung von Artikel 109 bezieht 
sich auf dessen ersten Absatz und bestimmt, 
dass eine Allgemeine Konferenz der Mit­
glieder der Vereinten Nationen zum Zwecke 
der Revision der vorliegenden Satzung zu 
einem Zeitpunkt und an einem Ort abge­
halten werden kann, · die mit Zweidrittel­
mehrheit der Mitglieder der Generalver­
sammlung und mit Zustimmung von neun 
- statt wie früher sieben - beliebigen 
Mitgliedern des Sicherheitsrates festgesetzt 
werden. Absatz 3 von Artikel 109, der die 
Erwägung einer eventuellen Revisionskon­
ferenz während der zehnten regulären 
Jahrestagung vorsieht, wurde, was die 
•Zustimmung von sieben beliebigen Mit­
gliedern des Sicherheitsrates• betrifft, in 
seiner ursprünglichen Fassung beibehalten, 
da 1955, während ihrer zehnten regulären 
Jahrestagung, die Generalversammlung und 
der Sicherheitsrat gernäss dieser Bestimmung 
gehandelt haben. 





Grundsätze anzunehmen und Ver­
fahren einzuführen, die gewährleisten, 
dass Waffengewalt nur noch im ge­
meinsamen Interesse angewendet wird, 
und 
internationale Einrichtungen in An­
spruch zu nehmen, um den wirtschaft­
lichen und sozialen Fortschritt aller 
Völker zu fördern -

HABEN BESCHLOSSEN, 
IN UNSEREM BEMOHEN UM 
DIE ERREICHUNG ·DIESER ZIELE 
ZUSAMMENZUWIRKEN 
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Dementsprechend haben unsere Regie­
rungen durch ihre in der Stadt 
San Franziska versammelten Vertreter, 
deren Vollmachten vorgelegt und in 
guter und gehöriger Form befunden 
wurden, diese Charta der Vereinten 
Nationen angenommen und errichten 
hiermit eine internationale Organisa­
tion, die den Namen «Vereinte Natio­
nen" führen soll. 



KAPITEL I 

ZIELE UND GRUNDSÄTZE 

Artikel 1 
Die Vereinten Nationen setzen sich fol­

gende Ziele: 
1. den Weltfrieden und die internationale 

Sicherheit zu wahren und zu diesem Zweck 
wirksame Kollektivmassnahmen zu treffen, 
um Bedrohungen des Friedens zu verhüten 
und zu beseitigen, Angriffshandlungen und 
andere Friedensbrüche zu unterdrücken und 
internationale Streitigkeiten oder Situatio­
nen, die zu einem Friedensbruch führen 
könnten, durch friedliche Mittel nach den 
Grundsätzen der Gerechtigkeit und des Völ­
kerrechts zu bereinigen oder beizulegen; 

2. freundschaftliche, auf der Achtung vor 
dem Grundsatz der Gleichberechtigung und 
Selbstbestimmung der Völker beruhende 
Beziehungen zwischen den Nationen zu ent­
wickeln und andere geeignete Massnahmen 
zur Festigung des Weltfriedens zu treffen; 

3. eine internationale Zusammenarbeit 
herbeizuführen, um internationale Pro­
bleme wirtschaftlicher, sozialer, kultureller 
und humanitärer Art zu lösen und die 
Achtung vor den Menschenrechten und 
Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied 
der Rasse, des Geschlechts, der Sprache 
oder der Religion zu fördern und zu 
festigen; 
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4. ein Mittelpunkt zu sein, in dem die 
Bemühungen der Nationen zur Verwirkli­
chung dieser gemeinsamen Ziele aufeinander 
abgestimmt werden. 

Artikel 2 

Die Organisätion und ihre Mitglieder 
handeln im Verfolg der in Artikel 1 dar­
gelegten Ziele nach folgenden Grundsätzen: 

1. Die Organisation beruht auf dem 
Grundsatz der souveränen Gleichheit aller 
ihrer Mitglieder. 

2. Alle Mitglieder erfüllen, um ihnen 
allen die aus der Mitgliedschaft erwachsen­
den Rechte und Vorteile zu sichern, nach 
Treu und Glauben die Verpflichtungen, die 
sie mit dieser Charta übernehmen. 

3. Alle Mitglieder legen ihre internatio­
nalen Streitigkeiten durch friedliche Mittel 
so bei, dass der Weltfriede, die internatio­
nale Sicherheit und die Gerechtigkeit nicht 
gefährdet werden. 

4. Alle Mitglieder unterlassen in ihren 
internationalen Beziehungen jede gegen die 
territoriale Unversehrtheil oder die politi­
sche Unabhängigkeit eines Staates gerich­
tete oder sonst mit den Zielen der Vereinten 
Nationen unvereinbare Androhung oder 
Anwendung von Gewalt. 

5. Alle Mitglieder leisten den Vereinten 
Nationen jeglichen Beistand bei jeder Mass-
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nahme, welche die Organisation im Einklang 
mit dieser Charta ergreift; sie leisten einem 
Staat, gegen den die Organisation Vorbeu­
gungs- oder Zwangsmassnahmen ergreift, 
keinen Beistand. 

6. Die Organisation trägt dafür Sorge, 
dass Staaten, die nicht Mitglieder der Ver­
einten Nationen sind, insoweit nach diesen 
Grundsätzen handeln, als dies zur Wahrung 
des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit erforderlich ist. 

7. Aus dieser Charta kann eine Befugnis 
der Vereinten Nationen zum Eingreifen in 
Angelegenheiten, die ihrem Wesen nach zur 
inneren Zuständigkeit eines Staates gehören, 
oder eine Verpflichtung der Mitglieder, 
solche Angelegenheiten einer Regelung auf 
Grund dieser Charta zu unterwerfen, nicht 
abgeleitet werden; die Anwendung von 
Zwangsmassnahmen nach Kapitel VII wird 
durch diesen Grundsatz nicht berührt. 

KAPITEL II 

MITGLIEDSCHAFf 

Artikel 3 
Ursprüngliche Mitglieder der Vereinten 

Nationen sind die Staaten, welche an der 
Konferenz der Vereinten Nationen über 
eine Internationale Organisation in San 
Franzisko teilgenommen oder bereits vorher 
die Erklärung der Vereinten Nationen vom 
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1. Januar 1942 unterzeichnet haben und 
nunmehr diese Charta unterzeichnen und 
nach Artikel 110 ratifizieren. 

Artikel 4 
1. Mitglied der Vereinten Nationen kön­

nen alle sonstigen friedliebenden Staaten 
werden, welche die Verpflichtungen aus 
dieser Charta übernehmen und nach dem 
Urteil der Organisation fähig und willens 
sind, diese Verpflichtungen zu erfüllen. 

2. Die Aufnahme eines solchen Staates 
als Mitglied der Vereinten Nationen erfolgt 
auf Empfehlung des Sicherheitsrats durch 
Beschluss der Generalversammlung. 

Artikel 5 
Einem Mitglied der Vereinten Nationen, 

gegen das der .Sicherheitsrat Vorbeugungs­
oder Zwangsmassaahmen getroffen hat, 
kann die Generalversammlung auf Emp­
fehlung des Sicherheitsrats die Ausübung 
der Rechte und Vorrechte aus seiner Mit­
gliedschaft zeitweilig entziehen. Der Sicher­
heitsrat kann die Ausübung dieser Rechte 
und Vorrechte wieder zulassen. 

Artikel 6 
Ein Mitglied der Vereinten Nationen, das 

die Grundsätze dieser Charta beharrlich 
verletzt, kann 'auf Empfehlung des Sicher­
heitsrats durch die Generalversammlung 
aus der Organisation ausgeschlossen werden. 
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KAPITEL III 

ORGANE 

Artikel 7 
1. Als Hauptorgane der Vereinten Na­

tionen werden eine Generalversammlung, 
ein Sicherheitsrat, ein Wirtschafts- und 
Sozialrat, ein Treuhandrat, ein Internatio­
naler Gerichtshof und ein Sekretariat ein­
gesetzt. 

2. Je nach Bedarf können in Überein­
stimmung mit dieser Charta Nebenorgane 
eingesetzt werden. 

Artikel 8 
Die Vereinten Nationen schränken hin­

sichtlich der Anwartschaft auf alle Stellen 
in ihren Haupt- und Nebenorganen die 
Gleichberechtigung von Männern und 
Frauen nicht ein. 

KAPITEL IV 

DIE GENERALVERSAMMLUNG 

Zusammensetzung 

Artikel 9 
1. Die Generalversammlung besteht aus 

allen Mitgliedern der Vereinten Nationen. 
2. Jedes Mitglied hat höchstens fünf Ver­

treter in der Generalversammlung. 
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Aufgaben und Befugnisse 

Artikel 10 
Die Generalversammlung kann alle Fra­

gen und Angelegenheiten erörtern, die in 
den Rahmen dieser Charta fallen oder Be­
fugnisse und Aufgaben eines in dieser 
Charta vorgesehenen Organs betreffen; vor­
behaltlich des Artikels 12 kann sie zu diesen 
Fragen und Angelegenheiten Empfehlungen 
an die Mitglieder der Vereinten Nationen 
oder den Sicherheitsrat oder an beide 
richten. 

Artikel 11 
1. Die Generalversammlung kann sich 

mit den allgemeinen Grundsätzen der Zu­
sammenarbeit zur Wahrung des Weltfrie­
dens und der internationalen Sicherheit ein­
schliesslich der Grundsätze für die Abrü­
stung und Rüstungsregelung befassen und in 
bezug auf diese Grundsätze Empfehlungen 
an die Mitglieder oder den Sicherheitsrat 
oder an beide richten .. 

2. Die Generalversammlung kann alle 
die Wahrung des Weltfriedens und der 
internationalen Sicherheit betreffenden Fra­
gen erörtern, die ihr ein Mitglied der Ver­
einten Nationen oder der Sicherheitsrat oder 
nach Artikel 35 AbsatZ 2 ein Nichtmitglied· 
staat ~er Vereinten Nationen vorlegt; vor· 
behaltheb des Artikels :12 kann sie zu diesen 
Fragen Empfehlungen an den oder die be-
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treffenden Staaten oder den Sicherheitsrat 
oder an beide richten. Macht eine derartige 
Frage Massnahmen erforderlich, so wird sie 
von der Generalversammlung vor oder nach 
der Erörterung an den Sicherheitsrat über­
wiesen. 

3. Die Generalversammlung kann die 
Aufmerksamkeit des Sicherheitsrats auf Si­
tuationen lenken, die geeignet sind, den 
Weltfrieden und die internationale Sicher­
heit zu gefährden. 

4. Die in diesem Artikel aufgeführten 
Befugnisse der Generalversammlung schrän­
ken die allgemeine Tragweite des Artikels 
10 nicht ein. 

Artikel 12 
1. Solange der Sicherheitsrat in einer 

Streitigkeit oder einer Situation die ihm in 
dieser Charta zugewiesenen Aufgaben wahr­
nimmt, darf die Generalversammlung zu 
dieser Streitigkeit oder Situation keine 
Empfehlung abgeben, es sei denn auf Er­
suchen des Sicherheitsrats. 

2. Der Generalsekretär unterrichtet mit 
Zustimmung des Sicherheitsrats die Gene­
ralversammlung bei jeder Tagung über alle 
die Wahrung des Weltfriedens und der inter­
nationalen Sicherheit betreffenden Angele­
genheiten, die der Sicherheitsrat behandelt; 
desgleichen unterrichtet er unverzüglich die 
Generalversammlung oder, wenn diese nicht 
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tagt, die Mitglieder der Vereinten Nationen, 
sobald der Sicherheitsrat die Behandlung 
einer solchen Angelegenheit einstellt. 

Artik~l 13 
1. Die Generalversammlung veranlasst 

Untersuchungen und gibt Empfehlungen ab, 
a) um die internationale Zusammenarbeit 

auf politischem Gebiet zu fördern und 
die fortschreitende Entwicklung des 
Völkerrechts sowie seine Kodifizierung 
zu begünstigen; 

b) um die internationale Zusammenarbeit 
auf den Gebieten  der Wirtschaft, des 
Sozialwesens, der Kultur, der Erziehung 
und der Gesundheit zu fördern und zur 
Verwirklichung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten für alle ohne Unter­
schied der Rasse,  des Geschlechts, der 
Sprache oder der  Religion beizutragen. 

2. Die weiteren  Verantwortlichkeiten, 
Aufgaben und Befugnisse der Generalver­
sammlung in bezug auf die in Absatz 1 
Buchstabe b genannten Angelegenheiten 
sind in den Kapiteln  IX und X dargelegt. 

Artikel 14 
Vorbehaltlich des Artikels 12 kann die 

Generalversammlung Massnahmen zur 
friedlichen Bereinigung jeder Situation 
empfehlen, gleichviel wie sie entstanden ist, 
wenn diese Situation nach ihrer Auffassung 
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geeignet ist, das allgemeine Wohl oder die 
freundschaftlichen Beziehungen zwischen 
Nationen zu beeinträchtigen; dies gilt auch 
für Situationen, die aus einer Verletzung der 
Bestimmungen dieser Charta über die Ziele 
und Grundsätze der Vereinten Nationen 
entstehen. 

Artikel 15 
1. Die Generalversammlung erhält und 

prüft Jahresberichte und Sonderberichte des 
Sicherheitsrats; diese Berichte enthalten auch 
eine Darstellung der Massnahmen, die der 
Sicherheitsrat zur Wahrung des Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheit beschlos­
sen oder getroffen hat. 

2. Die Generalversammlung erhält und 
prüft Berichte der anderen Organe der Ver­
einten Nationen. 

Artikel 16 
Die Generalversammlung nimmt die ihr 

bezüglich des internationalen Treuhand­
systems in den Kapiteln XII und XIII zuge­
wiesenen Aufgaben wahr; hierzu gehört die 
Genehmigung der Treuhandabkommen für 
Gebiete, die nicht als strategische Zonen 
bezeichnet sind. 

Artikel 17 
1. Die Generalversammlung prüft und 

genehmigt den Haushaltsplan der Organi­
sation. 
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2. Die Ausgaben der Organisation werden 
von den Mitgliedern 'nach einem von der 
Generalversammlung : festzusetzen.den Ver-
teilungsschlüssel getragen. I 

3. Die Generalversammlung prüft und 
genehmigt alle Finanz- und Haushalt~ab­
machungen mit den in Artikel 57 bezeich­
neten Sonderorganisationen; sie prüft deren 
Verwaltungshaushalt mit dem Ziel, Empfeh-
lungen an sie zu richten. 

Abstimmung 

Artikel 18 

1. Jedes Mitglied der Generalversamm-
lung hat eine Stimme. 

2. Beschlüsse der Generalversammlung 
über wichtige Fragen bedürfen einer Zwei­
drittelmehrheit der anwesenden  und ab­
stimmenden Mitglieder. Zu dies n Fragen 
gehören: Empfehlungen hinsichtlich der 
Wahmng des Weltfriedens und der interna­
tionalen Sicherheit, die Wahl der nichtstän­
digen Mitglieder des Sicherheitsrats, die 
Wahl der Mitglieder des Wirtschafts- und 
Sozialrats, die Wahl von Mitgliedern des 
Treuhandrats nach Artikel 86  Absatz 1 
Buchstabe c, die Aufnahme neuer Mitglieder 
in die Vereinten Nationen, der zeitweilige 
Entzug der Rechte und Vorrech e aus der 
Mitgliedschaft, der Ausschluss  von Mit­
gliedern, Fragen betreffend die  Wirkungs-
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weise des Treuhandsystems sowie Haushalts­
fragen. 

3. Beschlüsse über andere Fragen, ein­
schliesslich der Bestimmung weiterer Grup­
pen von Fragen, über die mit Zweidrittel­
mehrheit zu beschliessen ist, bedürfen der 
Mehrheit der anwesenden und abstimmen­
den Mitglieder. 

Artikel 19 
Ein Mitglied der Vereinten Nationen, das 

mit der Zahlung seiner finanziellen Beiträge 
an die Organisation im Rückstand ist, hat in 
der Generalversammlung kein Stimmrecht, 
wenn der rückständige Betrag die Höhe der 
Beiträge erreicht oder übersteigt, die dieses 
Mitglied für die vorausgegangenen zwei 
vollen Jahre schuldet. Die Generalversamm­
lung kann ihm jedoch die Ausübung des 
Stimmrechts gestatten, wenn nach ihrer 
Überzeugung der Zahlungsverzug auf Um­
ständen beruht, die dieses Mitglied nicht zu 
vertreten hat. 

Verfahren 

Artikel 20 
Die Generalversammlung tritt zu ordent­

lichen Jahrestagungen und, wenn die Um­
stände es erfordern, zu ausserordentlichen 
Tagungen zusammen. Ausserordentliche Ta­
gungen hat der Generalsekretär auf Antrag 
des Sicherheitsrats oder der Mehrheit der 
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Mitglieder der Vereinten Nationen einzu­
berufen. 

Artikel 21 
Die Generalversammlung gibt sich eine 

Geschäftsordnung. Si~ wählt für jede Ta­
gung ihren Präsidenten. 

Artikel 22 
Die Generalversammlung kann Neben­

organe einsetzen, soweit sie dies zur Wahr­
nehmung ihrer Aufgaben für erforderlich 
hält. 

KAPITEL V 

DER SICHERHEITSRAT 

Zusammensetzung 

Artik l 23 
1. Der Sicherheitsrat besteht aus fünfzehn 

Mitgliedern der Vereinten Nationen. Die 
Republik China, Frankreich, die Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken, das Ver­
einigte Königreich Grossbritannien und 
Nordirland sowie die Vereinigten Staaten 
von Amerika sind ständige Mitglieder des 
Sicherheitsrats. Die Generalversammlung 
wählt zehn weitere Mitglieder der Vereinten 
Nationen zu nichtständigen Mitgliedern des 
Sicherheitsrats; hierbei sind folgende Ge­
sichtspunkte besonders' zu berücksichtigen: 
in erster Linie der Beitrag von Mitgliedern 
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der Vereinten Nationen zur Wahrung des 
Weltfriedens und der internationalen Sicher­
heit und zur Verwirklichung der sonstigen 
Ziele der Organisation sowie ferner eine 
angemessene geographische Verteilung der 
Sitze. 

2. Die nichtständigen Mitglieder des Si­
cherheitsrats werden für zwei Jahre gewählt. 
Bei der ersten Wahl der nichtständigen Mit-

. glieder, die nach Erhöhung der Zahl der 
Ratsmitglieder von elf auf fünfzehn statt­
findet, werden zwei der vier zusätzlichen 
Mitglieder für ein Jahr gewählt. Ausschei­
dende Mitglieder können nicht unmittelbar 
wiedergewählt werden. 

3. Jedes Mitglied des Sicherheitsrats hat 
in diesem einen Vertreter. 

Aufgaben und Befugnisse 

Artikel 24 

1. Um ein schnelles und wirksames Han­
deln der Vereinten Nationen zu gewähr­
leisten, übertragen ihre Mitglieder dem 
Sicherheitsrat die Hauptverantwortung für 
die Wahrung des Weltfriedens und der inter­
nationalen Sicherheit und erkennen an, dass 
der Sicherheitsrat bei der Wahrnehmung der 
sich aus dieser Verantwortung ergebenden 
Pflichten in ihrem Namen handelt. 

2. Bei der Erfüllung dieser Pflichten han­
delt der Sicherheitsrat im Einklang mit den 
Zielen und Grundsätzen der Vereinten Na-
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tionen. Die ihm hierfür eingeräumten be­
sonderen Befugnisse sind in den Kapiteln 
VI, VTI, Vlll und Xll aufgeführt. 

3. Der Sicherheitsrat legt der General­
versammlung Jahresberichte und erforder­
lichenfalls Sonderberichte zur Prüfung vor. 

Artikel 25 
Die Mitglieder der Vereinten Nationen 

kommen überein, die Beschlüsse des Sicher­
heitsrats im Einklang mit dieser Charta an­
zunehmen und durchzuführen. 

Artikel 26 
Um die Herstellung und Wahrung des 

Weltfriedens und der internationalen Sicher­
heit so zu fördern, dass von den mensch­
lichen und wirtschaftlichen Hilfsquellen der 
Welt möglichst wenig für Rüstungszwecke 
abgezweigt wird, ist der Sicherheitsrat beauf­
tragt, mit Unterstützung des in Artikel 47 
vorgesehenen Generalstabsausschusses Pläne 
a~szuarbeiten, die den Mitgliedern der Ver­
emten Nationen zwecks Errichtung eines 
S_ystems der Rüstungsregelung vorzulegen 
smd. 

Abstimmung 

Artikel 27 
1. Jedes Mitglied des Sicherheitsrats bat 

eine Stimme. 
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2. Beschlüsse des Sicherheitsrats über 
Verfahrensfragen bedürfen der Zustimmung 
von neun Mitgliedern. 

3. Beschlüsse des Sicherheitsrats über alle 
sonstigen Fragen bedürfen der Zustimmung 
von neun Mitgliedern einschliesslich sämt­
licher tändigen Mitglieder, jedoch mit der 
Massgabe, dass sich bei Beschlüssen auf 
Grund des Kapitels VI und des Artikels 52 
Absatz  3 die Streitparteien der Stimme 
enthalten. 

Verfah en 

 Artikel 28 
1. Der Sicherheitsrat wird so organisiert, 

dass erJseine Aufgaben ständig wahrnehmen 
kann. Jedes seiner Mitglieder muss zu 
diesem Zweck jederzeit am Sitz der Orga­
nisation vertreten sein. 

2. Der Sicherheitsrat tritt regelmässig zu 
Sitzungen zusammen; bei diesen kann jedes 
seiner ;Mitglieder nach Wunsch durch ein 
Regierungsmitglied oder durch einen ande­
ren eig ns hierfür bestellten Delegierten ver­
treten ein. 

3. ner Sicherheitsrat kann ausser am Sitz 
der O ganisation auch an anderen Orten 
zusammentreten, wenn dies nach seinem 
Urteil einer Arbeit am dienlichsten ist. 

 Artikel 29 
Der Sicherheitsrat kann Nebenorgane 
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einsetzen, soweit er dies zur Wahrnehmung 
seiner Aufgaben für erforderlich hält. 

Artikel 30 

Der Sicherheitsrat gibt sich eine Ge­
schäftsordnung; in dieser regelt er auch das 
Verfahren für die Wahl seines Präsidenten. 

Artikel 31 

Ein Mitglied der Vereinten Nationen, das 
nicht Mitglied des Sicherheitsrats ist, kann 
ohne Stimmrecht an der Erörterung jeder 
vor den Sicherheitsrat gebrachten Frage teil­
nehmen, wenn dieser der Auffassung ist, 
dass die Interessen dieses Mitglieds beson­
ders betroffen sind. 

Artikel 32 

Mitglieder der Vereinten Nationen, die 
nicht Mitglied des Sicherheitsrats sind, so­
wie Nichtmitgliedstaaten der Vereinten Na­
tionen werden eingeladen, an den Erörte­
rungen des Sicherheitsrats über eine Streitig­
keit, mit der dieser befasst ist, ohne Stimm­
recht teilzunehmen, wenn sie Streitpartei 
sind. Für die Teilnahme eines Nichtmit­
gliedstaats der Vereinten Nationen setzt der 
s.~cherheitsrat die Bedingungen fest, die er 
fur gerecht hält. 
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KAPITEL VI 

DIE FRIEDLICHE BEILEGUNG 
VON STREITIGKEITEN 

Artikel 33 
1. Die Parteien einer Streitigkeit, deren 

Fortdauer geeignet ist, die Wahrung des 
Weltfriedens und der internationalen Sicher­
heit zu gefährden, bemühen sich zunächst 
um eine Beilegung durch Verhandlung, 
Untersuchung, Vermittlung, Vergleich, 
Schiedsspruch, gerichtliche Entscheidung, 
Inanspruchnahme regionaler Einrichtungen 
oder Abmachungen oder durch andere fried­
liche Mittel eigener Wahl. 

2. Der Sicherheitsrat fordert die Parteien 
auf, wenn er dies für notwendig hält, ihre 
Streitigkeit durch solche Mittel beizulegen. 

Artikel 34 
Der Sicherheitsrat kann jede Streitigkeit 

sowie jede Situation, die zu internationalen 
Reibungen führen oder eine Streitigkeit her­
vorrufen könnte, untersuchen, um festzu­
stellen, ob die Fortdauer der Streitigkeit 
oder der Situation die Wahrung des Welt­
friedens und der internationalen Sicherheit 
gefährden könnte. 

Artikel 35 
I. Jedes Mitglied der Vereinten Nationen 

kann die Aufmerksamkeit des Sicherheits-
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rats oder der Generalversammlung auf jede 
Streitigkeit sowie auf jede Situation der in 
Artikel 34 bezeichneten Art lenken. 

2. Ein Nichtmitgliedstaat der Vereinten 
Nationen kann die Aufmerksamkeit des 
Sicherheitsrats oder der Generalversamm­
lung auf jede Streitigkeit lenken, in der er 
Partei ist, wenn er im voraus hinsichtlich 
dieser Streitigkeit die in dieser Charta für 
eine friedliche Beilegung festgelegten Ver­
pflichtungen annimmt. 

3. Das Verfahren der Generalversamm­
lung in Angelegenheiten, auf die ihre Auf­
merksamkeit gernäss diesem Artikel gelenkt 
wird, bestimmt sich nach den Artikeln 11 
und 12. 

Artikel 36 
1. Der Sicherheitsrat kann in jedem Sta­

dium einer Streitigkeit im Sinne des Artikels 
33 oder einer Situation gleicher Art ge­
eignete Verfahren oder Methoden für deren 
Bereinigung empfehlen. 

2. Der Sicherheitsrat soll alle Verfahren 
in Betracht ziehen, welche die Parteien zur 
Beilegung der Streitigkeit bereits angenom­
men haben . 

. 3. Bei seinen Empfehlungen auf Grund 
d1e~es Artikels soll der Sicherheitsrat ferner 
berücksichtigen, dass Rechtsstreitigkeiten im 
allgemeinen von den Parteien dem Interna­
tionalen Gerichtshof im Einklang mit dessen 
Statut zu unterbreiten sind. 
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Artikel 37 
1. Gelingt es den Parteien einer Streitig­

keit der in Artikel 33 bezeichneten Art 
nicht, diese mit den dort angegebenen Mit­
teln beizulegen, so legen sie die Streitigkeit 
dem Sicherheitsrat vor. 

2. Könnte nach Auffassung des Sicher­
heitsrats die Fortdauer der Streitigkeit tat­
sächlich die Wahrung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit gefährden, so 
beschliesst er, ob er nach Artikel 36 tätig 
werden oder die ihm angemessen erschei­
nenden Empfehlungen für eine Beilegung 
abgeben will. 

Artikel 38 
Unbeschadet der Artikel 33 bis 37 kann 

der Sicherheitsrat, wenn alle Parteien einer 
Streitigkeit dies beantragen, Empfehlungen 
zu deren friedlicher Beilegung an die Streit­
parteien richten. 

KAPITEL VII 

MASSNAHMEN BEI BEDROHUNG 
ODER BRUCH DES FRIEDENS 

UND BEI ANGRIFFSHANDLUNGEN 

Artikel 39 
Der Sicherheitsrat stellt fest, ob eine Be­

drohung oder ein Bruch des Friedens odex 
eine Angriffshandlung vorliegt; er gibt Emp. 
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fehJungen ab oder beschliesst, welche Mass­
nahmen auf Grund der Artikel 41 und 42 
zu treffen sind, um den Weltfrieden und die 
internationale Sicherheit zu wahren oder 
wiederherzustellen. 

Artikel 40 
Um einer Verschärfung der Lage vorzu­

beugen, kann der Sicherheitsrat, bevor er 
nach Artikel 39 Empfehlungen abgibt oder 
Massnahmen beschliesst, die beteiligten Par­
teien auffordern, den von ihm für notwen­
dig oder erwünscht erachteten vorläufigen 
Massnahmen Folge zu leisten. Diese vor­
läufigen Massnahmen lassen die Rechte, die 
Ansprüche und die Stellung der beteiligten 
Parteien unberührt. Wird den vorläufigen 
Massnahmen nicht Folge geleistet, so trägt 
der Sicherheitsrat diesem Versagen gebüh­
rend Rechnung. 

Artikel 41 
Der Sicherheitsrat kann beschliessen, 

welche Massnahmen - unter Ausschluss 
v~n Waffengewalt - zu ergreifen sind, Uf!l 
semen Beschlüssen Wirksamkeit zu verlei­
hen~ er kann die Mitglieder der Vereinten 
Nat10nen auffordern, diese Massnahmen 
durchzuführen. Sie können die vollständige 
oder teilweise Unterbrechung der Wirt­
schaftsbeziehungen, des Eisenbahn-, See­
und Luftverkehrs, der Post- Telegraphen­
undFunkverbindungen sowie' sonstiger Ver-
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kehrsmöglichkeiten und den Abbruch der 
diplomatischen Beziehungen einschliessen. 

Artikel 42 
Ist der Sicherheitsrat der Auffassung, dass 

die in Artikel 41 vorgesehenen Massnah­
men unzulänglich sein würden oder sich als 
unzulänglich erwiesen haben, so kann er mit 
Luft-, See- oder Landstreitkräften die zur 
Wahrung oder Wiederherstellung des Welt­
friedens und der internationalen Sicherheit 
erforderlichen Massnahmen durchführen. 
Sie können Demonstrationen, Blockaden 
und sonstige Einsätze der Luft-, See- oder 
Landstreitkräfte von Mitgliedern der Ver­
einten Nationen einschliessen. 

Artikel 43 
1. Alle Mitglieder der Vereinten Nationen 

verpflichten sich, zur Wahrung des Welt­
friedens und der internationalen Sicherheit 
dadurch beizutragen, dass sie nach Mass­
gabe eines oder mehrerer Sonderabkommen 
dem Sicherheitsrat auf sein Ersuchen Streit­
kräfte zur Verfügung stellen, Beistand lei­
sten und Erleichterungen einschliesslich des 
Durchmarschrechts gewähren, soweit dies 
zur Wahrung des Weltfriedens und der in­
ternationalen Sicherheit erforderlich ist. 

2. Diese Abkommen haben die Zahl und 
:'-rt der Streitkräfte, ihren Bereitschaftsgrad, 
Ihren allgemeinen Standort sowie die Art 
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der Erleichterungen und des Beistands vor­
zusehen. 

3. Die Abkommen werden auf Veranlas­
sung des Sicherheitsrats so bald wie möglich 
im Verhandlungswege ausgearbeitet. Sie 
werden zwischen dem Sicherheitsrat einer­
seits und Einzelmitgliedern oder Mitglieder­
gruppen andererseits geschlossen und von 
den Unterzeichnerstaaten nach Massgabe 
ihres Verfassungsrechts ratifiziert. 

Artikel 44 
Hat der Sicherheitsrat die Anwendung 

von Gewalt beschlossen, so lädt er ein in 
ihm nicht vertretenes Mitglied, bevor er es 
zur Stellung von Streitkräften auf Grund der 
nach Artikel 43 übernommenen Verpflich­
tungen auffordert, auf dessen Wunsch ein, 
an seinen Beschlüssen über den Einsatz von 
Kontingenten der Streitkräfte dieses Mit­
glieds teilzunehmen. 

Artikel 45 
Um die Vereinten Nationen zur Durch­

führung dringender militärischer Massnah­
men zu befähigen, halten Mitglieder der 
Organisation Kontingente ihrer Luftstreit­
kräfte zum sofortigen Einsatz bei gemein­
samen internationalen Zwangsmassnahmen 
bereit. Stärke und Bereitschaftsgrad dieser 
Kontingente sowie die Pläne für ihre ge­
meinsamen Massnahmen legt der Sicher-
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heitsrat mit Unterstützung des General­
stabsausschusses im Rahmen der in Artikel 
43 erwähnten Sonderabkommen fest. 

Artikel 46 
Die Pläne für die Anwendung von Waf­

fengewalt werden vom Sicherheitsrat mit 
Unterstützung des Generalstabsausschusses 
aufgestellt. 

Artikel 47 
1. Es wird ein Generalstabsausschuss 

eingesetzt, um den Sicherheitsrat in allen 
Fragen zu beraten und zu unterstützen, die 
dessen militärische Bedürfnisse zur Wah­
rung des Weltfriedens und der internationa­
len Sicherheit, den Einsatz und die Führung 
der dem Sicherheitsrat zur Verfügung ge­
stellten Streitkräfte, die Rüstungsregelung 
und eine etwaige Abrüstung betreffen. 

2. Der Generalstabsausschuss besteht aus 
den Generalstabschefs der ständigen Mit­
glieder des Sicherheitsrats oder ihren Ver­
tretern. Ein nicht ständig im Ausschuss ver­
tretenes Mitglied der Vereinten Nationen 
wird vom Ausschuss eingeladen, sich ihm zu 
assoziieren, wenn die Mitarbeit dieses Mit­
glieds für die wirksame Durchführung der 
Aufgaben des Ausschusses erforderlich ist. 

3. Der Generalstabsausschuss ist unter 
der Autorität des Sicherheitsrats für die 
strategische Leitung aller dem Sicherheits­
rat zur Verfügung gestellten Streitkräfte 
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verantwortlich. Die Fragen beziiglich der 
Fiihrung dieser Streitkrafte werden spater 
geregelt. 

4. Der Generalstabsausschuss kann m1t 
Ermachtigung des Sicherheitsrats nach Kon­
sultation mit geeigneten regionalen Einrich­
tungen regionale Unterausschiisse einsetzen. 

Artikel 48 
1. Die Massnahmen, die fiir die Durch­

fiihrung der Beschliisse des Sicherheitsrats 
zur Wahrung des Weltfriedens und der in­
ternationalen Sicherheit erforderlich sind, 
werden je nach dem Ermessen des Sicher­
heitsrats von allen oder von einigen Mitglie­
dern der Vereinten Nationen getroffen. 

2. Diese Beschliisse werden von den Mit­
gliedern der Vereinten Nationen unmittel­
bar sowie durch Massnahmen in den 
geeigneten internationalen Einrichtungen 
durchgefiihrt, deren Mitglieder sie sind. 

Artikel 49 
Bei der Durchfiihrung der vom Sicher­

heitsrat beschlossenen Massnahmen leisten 
die Mitglieder der Vereinten Nationen ein­
ander gemeinsam handelnd Beistand. 

Artikel 50 
Ergreift der Sicherheitsrat gegen einen 

Staat Vorbeugungs- oder Zwangsmassnah­
men, so kann jeder andere Staat, ob Mit-
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glied der Vereinten Nationen oder nicht, 
den die Durchfiihrung dieser Massnahmen 
vor besondere wirtschaftliche Probleme 
stellt, den Sicherheitsrat zwecks LOsung 
dieser Probleme konsultieren. 

Artikel 51 
Diese Charta beeintrachtigt im Faile 

eines bewaffneten Angriffs gegen ein Mit­
glied der Vereinten Nationen keineswegs 
das naturgegebene Recht zur individuellen 
oder kollektiven Selbstverteidigung, bis der 
Sicherheitsrat die zur Wahrung des Welt­
friedens und der internationalen Sicherheit 
erforderlichen Massnahmen getroffen hat. 
Massnahmen, die ein Mitglied in Ausiibung 
dieses Selbstverteidigungsrechts trifft, sind 
dem Sicherheitsrat sofort anzuzeigen; sie 
beriihren in keiner Weise dessen auf dieser 
Charta beruhende Befugnis und Pflicht, 
jederzeit die Massnahmen zu treffen, die er 
zur Wahrung oder Wiederherstellung des 
Weltfriedens und der intemationalen Sicher­
heit fiir erforderlich halt. 

KAPITEL VIII 

REGIONALE ABMACHUNGEN 

Artikel 52 
1. Diese Charta schliesst das Bestehen 

regionaler Abmachungen oder Einrichtun­
gen zur Behandlung derjenigen die Wah-
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verantwortlich. Die Fragen bezliglich der 
Fiihrung dieser Streitkriifte werden spiiter 
geregelt. 

4. Der Generalstabsausschuss kann m1t 
Ermiichtigung des Sicherheitsrats nach Kon­
sultation mit geeigneten regionalen Einrich­
tungen regionale Unterausschlisse einsetzen. 

Artikel 48 
1. Die Massnahmen, die flir die Durch­

fiihrung der Beschllisse des Sicherheitsrats 
zur Wahrung des Weltfriedens und der in­
ternationalen Sicherheit erforderlich sind, 
werden je nach dem Ermessen des Sicher­
heitsrats von allen oder von einigen Mitglie­
dern der Vereinten Nationen getroffen. 

2. Diese Beschllisse werden von den Mit­
gliedern der Vereinten Nationen unmittel­
bar sowie durch Massnahmen in den 
geeigneten internationalen Einrichtungen 
durchgefiihrt, deren Mitglieder sie sind. 

Artikel 49 
Bei der Durchfiihrung der vom Sicher­

heitsrat beschlossenen Massnahmen leisten 
die Mitglieder der Vereinten Nationen ein­
ander gemeinsam handelnd Beistand. 

Artikel 50 
Ergreift der Sicherheitsrat gegen einen 

Staat Vorbeugungs- oder Zwangsmassnah­
men, so kann jeder andere Staat, ob Mit-
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glied der Vereinten Nationen oder nicht, 
den die Durchfiihrung dieser Massnahmen 
vor besondere wirtschaftliche Probleme 
stellt, den Sicherheitsrat zwecks LOsung 
dieser Probleme konsultieren. 

Artikel 51 
Diese Charta beeintriichtigt im Faile 

eines bewaffneten Angriffs gegen ein Mit­
glied der Vereinten Nationen keineswegs 
das naturgegebene Recht zur individuellen 
oder kollektiven Selbstverteidigung, bis der 
Sicherheitsrat die zur Wahrung des Welt­
friedens und der internationalen Sicherheit 
erforderlichen Massnahmen getroffen hat. 
Massnahmen, die ein Mitglied in Auslibung 
dieses Selbstverteidigungsrechts trifft, sind 
dem Sicherheitsrat sofort anzuzeigen; sie 
beriihren in keiner Weise dessen auf dieser 
Charta beruhende Befugnis und Pflicht, 
jederzeit die Massnahmen zu treffen, die er 
zur Wahrung oder Wiederherstellung des 
Weltfriedens und der intemationalen Sicher­
heit fiir erforderlich hiilt. 

KAPITEL VIII 

REGIONALE ABMACHUNGEN 

Artikel 52 
1. Diese Charta schliesst das Bestehen 

regionaler Abmachungen oder Einrichtun~ 
gen zur Behandlung derjenigen die Wah-
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rung des Weltfriedens und der internationa­
len Sicherheit betreffenden Angelegenheiten 
nicht aus, bei denen Massnahmen regionaler 
Art angebracht sind; Voraussetzung hierfür 
ist, dass diese Abmachungen oder Einrich­
tungen und ihr Wirken mit den Zielen und 
Grundsätzen der Vereinten Nationen ver­
einbar sind. 

2. Mitglieder der Vereinten Nationen, die 
solche Abmachungen treffen oder solche 
Einrichtungen schaffen, werden sich nach 
besten Kräften bemühen, durch Inanspruch­
nahme dieser Abmachungen oder Einrich­
tungen örtlich begrenzte Streitigkeiten fried­
lich beizulegen, bevor sie den Sicherheitsrat 
damit befassen. 

3. Der Sicherheitsrat wird die Entwick­
lung des Verfahrens fördern, örtlich · be­
grenzte Streitigkeiten durch Inanspruch­
nahme dieser regionalen Abmachungen oder 
Einrichtungen friedlich beizulegen, sei es 
auf Veranlassung der beteiligten Staaten 
oder auf Grund von Oberweisungen durch 
ihn selbst. 

4. Die Anwendung der Artikel 34 und 35 
wird durch diesen Artikel nicht beeinträch­
tigt. 

Artikel 53 
I. Der Sicherheitsrat nimmt gegebenen­

falls diese regionalen Abmachungen oder 
Einrichtungen zur Durchführung von 
Zwangsmassnahmen unter seiner Autorität 
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in Anspruch. Ohne Ermächtigung des Sicher­
heitsrats dürfen Zwangsmassnahmen auf 
Grund regionaler Abmachungen oder seitens 
regionaler Einrichtungen nicht ergriffen wer­
den; ausgenommen sind Massnahmen gegen 
einen Feindstaat im Sinne des Absatzes 2, 
soweit sie in Artikel 107 oder in regionalen, 
gegen die Wiederaufnahme der Angriffs­
politik eines solchen Staates gerichteten Ab­
machungen vorgesehen sind; die Ausnahme 
gilt, bis der Organisation auf Ersuchen der 
beteiligten Regierungen die Aufgabe zuge­
wiesen wird, neue Angriffe eines solchen 
Staates zu verhüten. 

2. Der Ausdruck cFeindstaat• in Absatz 
1 bezeichnet jeden Staat, der während des 
zweiten Weltkriegs Feind eines Unterzeich­
ners dieser Charta war. 

Artikel 54 
Der Sicherheitsrat ist jederzeit vollständig 

über die Massnahmen auf dem laufenden 
zu halten, die zur Wahrung des Weltfrie­
dens und der internationalen Sicherheit auf 
Grund regionaler Abmachungen oder seitens 
regionaler Einrichtungen getroffen oder in 
Aussicht genommen werden. 
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KAPITEL IX 

INTERNATIONALE 
ZUSAMMENARBEIT 

AUF WIRTSCHAFTLICHEM UND
SOZIALEM GEBIET 

Artikel 55 

Um jenen Zustand der Stabilität und 
Wohlfahrt herbeizuführen, der erforderlich 
ist, damit zwischen den Nationen friedliche 
und freundschaftliche, auf der Achtung vor 
dem Grundsatz der Gleichberechtigung und 
Selbstbestimmung der Völker beruhende 
Beziehungen herrschen, fördern die Verein­
ten Nationen 
a) die Verbesserung des Lebensstandards, 

die Vollbeschäftigung und die Voraus­
setzungen für wirtschaftlichen und sozia­
len Fortschritt und Aufstieg; 

b) die Lösung internationaler Probleme 
wirtschaftlicher, sozialer, gesundheitlicher 
und verwandter Art sowie die interna­
tionale Zusammenarbeit auf den Gebie­
ten der Kultur und der Erziehung; 

c) die allgemeine Achtung und Verwirkli­
chung der Menschenrechte und Grund­
freiheiten für alle ohne Unterschied der 
Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder 
der Religion. 
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Artikel 56 
. Alle Mitgliedstaaten verpflichten sich, ge­
meinsam und jeder für sich mit der Orga­
nisation zusammenzuarbeiten, um die in 
Artikel 55 dargelegten Ziele zu erreichen. 

Artikel 57 
1. Die verschiedenen durch zwischenstaat­

liche Obereinkünfte errichteten Sonderorga­
nisationen, die auf den Gebieten der Wirt­
schaft, des Sozialwesens, der Kultur, der 
Erziehung, der Gesundheit und auf ver­
wandten Gebieten weitreichende, in ihren 
massgebenden Urkunden umschriebene in­
ternationale Aufgaben zu erfüllen haben, 
werden gernäss Artikel 63 mit den Vereinten 
Nationen in Beziehung gebracht. 

2. Diese mit den Vereinten Nationen in 
Beziehung gebrachten Organisationen sind 
im folgenden als c:Sonderorganisationen, 
bezeichnet. 

Artikel 58 
Die Organisation gibt Empfehlungen ab, 

um die Bestrebungen und Tätigkeiten dieser 
·sonderorganisationen zu koordinieren. 

Artikel 59 
Die Organisation veranlasst gegebenen­

falls zwischen den in Betracht kommenden 
Staaten Verhandlungen zur Errichtung neuer 
Sonderorganisationen, soweit solche zur Ver-
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wirklichung der in Artikel 55 dargelegten 
Ziele erforderlich sind. 

Artikel 60 
Für die Wahrnehmung der in diesem 

Kapitel genannten Aufgaben der Organisa­
tion sind die Generalversammlung und unter 
ihrer Autorität der Wirtschafts- und Sozial­
rat verantwortlich; dieser besitzt zu diesem 
Zweck die ihm in Kapitel X zugewiesenen 
Befugnisse. 

KAPITEL X 

DER WIRTSCHAFTS­
UND SOZIALRAT 

Zusammensetzung 

Artikel 61 
1. Der Wirtschafts- und Sozialrat besteht 

aus vierundfünfzig von der Generalver­
sammlung gewählten Mitgliedern der Ver­
einten Nationen. 

2. Vorbehaltlich des Absatzes 3 werden 
alljährlich achtzehn Mitglieder des Wirt­
schafts- und Sozialrats für drei Jahre ge­
wählt. Ein ausscheidendes Mitglied kann 
unmittelbar wiedergewählt werden. 

3. Bei der ersten Wahl, die nach Erhö­
hung der Zahl der Ratsmitglieder von sieben­
undzwanzig auf vierundfünfzig stattfindet, 
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werden zusätzlich zu den Mitgliedern, die 
anstelle der neun Mitglieder gewählt wer­
den, deren Amtszeit mit dem betreffenden 
Jahr endet, siebenundzwanzig weitere Mit­
glieder des Wirtschafts- und Sozialrats ge­
wählt. Die Amtszeit von neun dieser sieben­
undzwanzig zusätzlichen Mitglieder endet 
nach einem Jahr, diejenige von neun weite­
ren Mitgliedern nach zwei Jahren; das 
Nähere regelt die Generalversammlung. 

4. Jedes Mitglied des Wirtschafts- und 
Sozialrats hat in diesem einen Vertreter. 

Aufgaben und Befugnisse 

Artikel 62 

1. Der Wirtschafts- und Sozialrat kann 
über internationale Angelegenheiten auf den 
Gebieten der Wirtschaft, des Sozialwesens, 
der Kultur, der Erziehung, der Geslindheit 
und auf verwandten Gebieten Untersuchun­
gen durchführen oder bewirken sowie Be­
richte abfassen oder veranlassen; er kann zu 
jeder derartigen Angelegenheit an die Gene­
ralversammlung, die Mitglieder der Ver­
einten Nationen und die in Betracht kom­
menden Sonderorganisationen Empfehlungen 
richten. 

2. Er kann Empfehlungen abgeben, um 
die Achtung und Verwirklichung der Men­
schenrechte und Grundfreiheiten für alle zu 
fordern. 

33 



3. Er kann über Angelegenheiten, für die 
er zuständig ist, übereinkommen entwerfen 
und der Generalversammlung vorlegen. 

4. Er kann nach den von den Vereinten 
Nationen festgesetzten Regeln internationale 
Konferenzen über Angelegenheiten einberu­
fen, für die er zuständig ist. 

Artikel 63 
1. Der Wirtschafts- und Sozialrat kann 

mit jeder der in Artikel 57 bezeichneten 
Organisationen Abkommen schliessen, in 
denen die Beziehungen der betreffenden 
Organisation zu den Vereinten Nationen ge­
regelt werden. Diese Abkommen bedürfen 
der Genehmigung durch die Generalver­
sammlung. 

2. Er kann die Tätigkeit der Sonderorga­
nisationen koordinieren, indem er Konsul­
tationen mit ihnen führt und an sie, an die 
Generalversammlung und die Mitglieder der 
Vereinten Nationen Empfehlungen richtet. 

Artikel 64 
1. Der Wirtschafts- und Sozialrat kann 

geeignete Schritte unternehmen, um von den 
Sonderorganisationen regelmässig Berichte 
zu erhalten. Er kann mit den Mitgliedern 
der Vereinten Nationen und mit dem Son­
derorganisationen Abmachungen treffen, um 
Berichte über die Massnahmen zu erhalten, 
die zur Durchführung seiner Empfehlungen 
und der Empfehlungen der Generalver-
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sammlung über Angelegenheiten getroffen 
werden, für die er zuständig ist. 
 2. Er kann der Generalversammlung seine 
Bemerkungen zu diesen Berichten mitteilen. 

Artikel 65 
Der Wirtschafts- und Sozialrat kann dem 

Sicherheitsrat Auskünfte erteilen und ihn auf 
dessen Ersuchen unterstützen. 

Artikel 66 
1. Der Wirtschafts- und Sozialrat nimmt 

alle Aufgaben wahr, für die er im Zusam­
menhang mit der Durchführung von Emp­
fehlungen der Generalversammlung zustän­
dig ist. 

2. Er kann mit Genehmigung der General­
versammlung alle Dienste leisten, um die 
ihn Mitglieder der Vereinten Nationen oder 
Sonderorganisationen ersuchen. 

3. Er nimmt alle sonstigen Aufgaben 
wahr, die ihm in dieser Charta oder durch 
die Generalversammlung zugewiesen werden. 

Abstimmung 

Artikel 67 
1. Jedes Mitglied des Wirtschafts- und 

_Sozialrats hat eine Stimme. 
2. Beschlüsse des Wirtschafts- und Sozial­

rats bedürfen der Mehrheit der anwesenden 
und abstimmenden Mitglieder. 
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Verfahren 

Artikel 68 
Der Wirtschafts- und Sozialrat setzt Kom­

missionen für wirtschaftliche und soziale 
Fragen und für die Förderung der Men­
schenrechte sowie alle sonstigen zur Wahr­
nehmung seiner Aufgaben erforderlichen 
Kommissionen ein. 

Artikel 69 
Behandelt der Wirtschafts- und Sozialrat 

eine Angelegenheit, die für ein Mitglied der 
Vereinten Nationen von besonderem Belang 
ist, so lädt er es ein, ohne Stimmrecht an 
seinen Beratungen teilzunehmen. 

Artikel 70 
Der Wirtschafts- und Sozialrat kann Ab­

machungen dahingehend treffen, dass Ver­
treter der Sonderorganisationen ohne Stimm­
recht an seinen Beratungen und an den 
Beratungen der von ihm eingesetzten Kom­
missionen teilnehmen und dass seine eigenen 
Vertreter an den Beratungen der Sonder­
organisationen teilnehmen. 

Artikel 71 
Der Wirtschafts- und Sozialrat kann ge­

eignete Abmachungen zwecks Konsultation 
mit nichtstaatlichen Organisationen treffen, 
die sich mit Angelegenheiten seiner Zu-
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ständigkeit befassen. Solche Abmachungen 
können mit internationalen Organisationen 
und, soweit angebracht, nach Konsultation 
des betreffenden Mitglieds der Vereinten 
Nationen auch mit nationalen Organisatio­
nen getroffen werden. 

Artikel 72 
1. Der Wirtschafts- und Sozialrat gibt sich 

eine Geschäftsordnung; in dieser regelt er 
auch das Verfahren für die Wahl seines 
Präsidenten. 

2. Der Wirtschafts- und Sozialrat tritt 
nach Bedarf gernäss seiner Geschäftsordnung 
zusammen; in dieser ist auch die Einberu­
fung von Sitzungen auf Antrag der Mehrheit 
seiner Mitglieder vorzusehen. 

KAPITEL XI 

ERKLÄRUNG OBER 
HOHEITSGEBIETE 

OHNE SELBSTREGIERUNG 

Artikel 73 
Mitglieder der Vereinten Nationen, welche 

die Verantwortung für die Verwaltung von 
Hoheitsgebieten haben oder übernehmen, 
deren Völker noch nicht die volle Selbst­
regierung erreicht haben, bekennen sich zu 
dem Grundsatz, dass die Interessen der Ein­
wohner  dieser Hoheitsgebiete Vorrang 
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haben; sie übernehmen als heiligen Auftrag 
die Verpflichtung, im Rahmen des durch 
diese Charta errichteten Systems des Welt­
friedens und der Internationalen Sicherheit 
das Wohl dieser Einwohner aufs äusserste 
zu fördern; zu diesem Zweck verpflichten 
sie sich, 
a) den politischen, wirtschaftlichen, sozialen 

und erzieherischen Fortschritt, die ge­
rechte Behandlung und den Schutz dieser 
Völker gegen Missbräuche unter gebüh­
render Achtung vor ihrer Kultur zu ge­
währleisten; 

b) die Selbstregierung zu entwickeln, die 
politischen Bestrebungen dieser Völke~ 
gebührend zu berücksichtigen und sie bet 
der fortschreitenden Entwicklung ihrer 
freien politischen Einrichtungen zu 
unterstützen, und zwar je mich den be­
sonderen Verhältnissen jedes . Hoheits­
gebiets, seiner Bevölkerung und deren 
jeweiliger Entwicklungsstufe; 

c) den Weltfrieden und die internationale 
Sicherheit zu festigen; 

d) Aufbau- und Entwicklungsmassnabmen 
zu fördern, die Forschungstätigkeit zu 
unterstützen sowie miteinander und ge­
gebenenfalls mit internationalen Fach­
organisationen zusammenzuarbeiten, um 
die in diesem Artikel dargelegten sozi~­
len, wirtschaftlichen und wissenschaftli­
chen Ziele zu verwirklichen; 
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e) dem Generalsekretär mit der durch die 
Rücksichtnahme auf Sicherheit und Ver­
fassung gebotenen Einschränkung zu 
seiner Unterrichtung regelmässig stati­
stische und sonstige Informationen tech­
nischer Art über das Wirtschafts-, Sozial­
und Erziehungswesen in den nicht unter 
die Kapitel XII und XIII fallenden 
Hoheitsgebieten zu übermitteln, für die 
sie verantwortlich sind. 

Artikel 74 
Die Mitglieder der Vereinten Nationen 

sind sich ferner darin einig, dass die Politik, 
die sie für die unter dieses Kapitel fallenden 
Hoheitsgebiete verfolgen, nicht minder auf 
dem allgemeinen Grundsatz der guten Nach­
barschaft in sozialen, wirtschaftlichen und 
Handelsangelegenheiten beruhen muss als 
die Politik, die sie für ihr Mutterland ver­
folgen; hierbei sind die Interessen und das 
Wohl der übrigen Welt gebührend zu be­
rücksichtigen. 

KAPITEL XII 

DAS INTERNATIONALE 
TREUHANDSYSTEM 

Artikel 75 
Die Vereinten Nationen errichten unter 

ihrer Autorität ein internationales Treu­
~andsystem für die Verwaltung und Beauf­
Sichtigung der Hoheitsgebiete, die auf 
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Grund späterer Einzelabkommen in dieses 
System einbezogen werden. Diese Hoheits­
gebiete werden im folgenden als Treuhand­
gebiete bezeichnet. 

Artikel 76 
Im Einklang mit den in Artikel 1 dieser 

Charta dargelegten Zielen der Vereinten 
Nationen dient das Treuhandsystem haupt­
sächlich folgenden Zwecken: 
a) den Weltfrieden und die internationale 

Sicherheit zu festigen; 
b) den politischen, wirtschaftlichen, sozia­

len und erzieherischen Fortschritt der 
Einwohner der Treuhandgebiete und 
ihre fortschreitende Entwicklung zur 
Selbstregierung oder Unabhängigkeit so 
zu fördern, wie es den besonderen Ver­
hältnissen eines jeden dieser Hoheit~­
gebiete und seiner Bevölkerung sowte 
deren frei geäusserten Wünschen ent­
spricht und in dem diesbezüglichen 
Treuhandabkommen vorgesehen ist; 

c) die Achtung vor den Menschenrechten 
und Grundfreiheiten für alle ohne Un­
terschied der Rasse, des Geschlechts, 
der Sprache oder der Religion zu för­
dern und das Bewusstsein der gegen­
seitigen Abhängigkeit der Völker der 
Welt zu stärken; 

d) die Gleichbehandlung aller Mitglieder 
der Vereinten Nationen und ihrer Staats-
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angehörigen in sozialen, wirtschaftlichen 
und Handelsangelegenheiten sowie die 
Gleichbehandlung dieser Staatsangehö­
rigen in der Rechtspflege sicherzustellen, 
ohne jedoch die Verwirklichung der vor­
genannten Zwecke zu beeinträchtigen; 
Artikel 80 bleibt unberührt. 

Artikel 77 
1. Das Treuhandsystem findet auf die zu 

den folgenden Gruppen gehörenden Ho­
heitsgebiete Anwendung, soweit sie auf 
Grund von Treuhandabkommen in dieses 
System einbezogen werden: 
a) gegenwärtig bestehende Mandatsgebiete; 
b) Hoheitsgebiete, die infolge des zweiten 

Weltkriegs von Feindstaaten abgetrennt 
werden; 

c) Hoheitsgebiete, die von den für ihre 
Verwaltung verantwortlieben Staaten 
freiwillig in das System einbezogen 
werden. 

2. Die Feststellung, welche Hoheits­
gebiete aus den genannten Gruppen in das 
Treuhandsystem einbezogen werden und 
welche Bestimmungen hierfür gelten, bleibt 
einer späteren Übereinkunft vorbehalten. 

Artikel 78 
Das Treuhandsystem findet keine Anwen­

dung auf Hoheitsgebiete, die Mitglied der 
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Vereinten Nationen geworden sind; die Be­
ziehungen zwischen Mitgliedern beruhen auf 
der Achtung des Grundsatzes der souve­
ränen Gleichheit. 

Artikel 79 
Für jedes in das Treuhandsystem einzube­

ziehende Hoheitsgebiet werden die Treu­
handbestimmungen einschliesslich aller ihrer 
ltnderuogen und Ergänzungen von den un­
mittelbar beteiligten Staaten, zu denen bei 
Mandatsgebieten eines Mitglieds der Ver­
einten Nationen auch die Mandatsmacht 
zählt, in Form eines Abkommens verein­
bart; sie bedürfen der Genehmigung nach 
den Artikeln 83 und 85. 

Artikel 80 
1. Soweit in einzelnen, auf Grund der 

Artikel 77, 79 und 81 geschlossenen Treu­
handabkommen zur Einbeziehung eines 
Treuhandgebiets in das Treuhandsystem 
nichts anderes vereinbart wird und solange 
derartige Abkommen noch nicht geschlos­
sen sind, ist dieses Kapitel nicht so auszu­
legen, als ändere es unmittelbar oder mittel­
bar die Rechte von Staaten oder Völkern 
oder in Kraft befindliche internationale 
Übereinkünfte, deren Vertragsparteien Mit­
glieder der Vereinten Nationen sind. 

2. Aus Absatz 1 kann keine Rechtferti­
gung dafür abgeleitet werden, Verhandlun-
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gen über Abkommen zu der in Artikel 77 
vorgesehenen Einbeziehung von Mandats­
gebieten und sonstigen Hoheitsgebieten in 
das Treuhandsystem oder den Abschluss 
solcher Abkommen zu verzögern oder auf­
zuschieben. 

Artikel 81 
Jedes Treuhandabkommen enthält die 

Bestimmungen, nach denen das Treuhand­
gebiet zu verwalten ist, und bezeichnet die 
verwaltende Obrigkeit. Diese, im folgenden 
als «Verwaltungsmacht» bezeichnet, kann 
ein Staat oder eine Staatengruppe oder die 
Organisation selbst sein. 

Artikel 82 
Jedes Treuhandabkommen kann eine oder 

mehrere strategische Zonen bezeichnen, die 
das ganze Treuhandgebiet, für welches das 
Abkommen gilt, oder einen Teil davon um­
fassen; Sonderabkommen nach Artikel 43 
bleiben unberührt. 

Artikel 83 
1. Alle Aufgaben der Vereinten Nationen 

in bezug auf strategische Zonen, einschliess­
lich der Genehmigung der Treuhandab­
kommen sowie ihrer Änderungen und Er­
gänzungen, nimmt der Sicherheitsrat wahr. 

2. Die in Artikel 76 dargelegten Haupt­
zwecke gelten auch für die Bevölkerung 
jeder strategischen Zone. 
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3. Unter Beachtung der Treuhandabkom· 
men nimmt der Sicherheitsrat vorbehaltlich 
der Sicherheitserfordernisse die Unter· 
stützung des Treuhandrats in Anspruch, um 
im Rahmen des Treuhandsystems diejenigen 
Aufgaben der Vereinten Nationen wahrzu· 
nehmen, die politische, wirtschaftliche, so· 
ziale und erzieherische Angelegenheiten in 
den strategischen Zonen betreffen. 

Artikel 84 
Die Verwaltungsmacht hat die Pflicht, 

dafür zu sorgen, dass das Treuhandgebiet 
seinen Beitrag zur Wahrung des Weltfrie· 
dens und der internationalen Sicherheit 
leistet. Zu diesem Zweck kann sie freiwillige 
Streitkräfte, Erleichterungen und Beistand 
von dem Treuhandgebiet in Anspruch neh· 
men, um die Verpflichtungen zu erfüllen, 
die sie in dieser Hinsicht gegenüber dem 
Sicherheitsrat übernommen hat, und um die 
örtliche Verteidigung und die Aufrechter· 
haltung von Recht und Ordnung innerhalb 
des Treuhandgebiets sicherzustellen. 

Artikel 85 
1. Die Aufgaben der Vereinten Nationen 

in bezug auf Treuhandabkommen für alle 
nicht als strategische Zonen bezeichneten 
Gebiete, einschliesslich der Genehmigung 
der Treuhandabkommen sowie ihrer .Ände· 
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rungen und Ergänzungen, werden von der 
Generalversammlung wahrgenommen. 

2. Bei der Durchführung dieser Aufgaben 
wird die Generalversammlung von dem 
unter ihrer Autorität ha.ndelnden Treuhand­
rat unterstützt. 

KAPITEL XIII 

DER TREUHANDRAT 

Zusammensetzung 

Artikel 86 
1. Der Treuhandrat besteht aus folgen­

den Mitgliedern der Vereinten Nationen: 
a) den Mitgliedern, die Treuhandgebiete 

verwalten; 
b) den in Artikel 23 namentlich aufgeführ­

ten Mitgliedern, soweit sie keine Treu­
handgebiete verwalten; 

c) so vielen weiteren von der Generalver­
sammlung für je drei Jahre gewählten 
Mitgliedern, wie erforderlich sind, damit 
der Treuhandrat insgesamt zur Hälfte 
aus Mitgliedern der Vereinten Nationen 
besteht, die Treuhandgebiete verwalten, 
und zur Hälfte aus solchen, die keine 
verwalten. 

2. Jedes Mitglied des Treuhandrats be­
stellt eine besonders geeignete Person zu 
seinem Vertreter im Treuhandrat. 
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Aufgaben und Befugnisse 

Artikel 87 
Die Generalversammlung und unter ihrer 

Autorität der Treuhandrat können bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
a) von der Verwaltungsmacht vorgelegte 

Berichte prüfen; 
b) Gesuche entgegennehmen und sie in 

Konsultation mit der Verwaltungsmacht 
prüfen; 

c) regelmässige Bereisungen der einzelnen 
Treuhandgebiete veranlassen, deren Zeit­
punkt mit der Verwaltungsmacht ver­
einbart wird; 

d) diese und sonstige Massnahmen in Über­
einstimmung mit den Treuhandabkom­
men treffen. 

Artikel 88 
Der Treuhandrat arbeitet einen Fragebo­

gen über den politischen, wirtschaftlichen, 
sozialen und erzieherischen Fortschritt der 
Einwohner jedes Treuhandgebiets aus; die 
Verwaltungsmacht jedes Treuhandgebiets, 
für das die Generalversammlung zuständig 
ist, erstattet dieser auf Grund des Frage­
bogens alljährlich Bericht. 

Abstimmung 
Artikel 89 

1. Jedes Mitglied des Treuhandrats hat 
eine Stimme. 
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2. Beschlüsse des Treuhandrats bedürfen 
der Mehrheit der anwesenden und abstim­
menden Mitglieder. 

Verjahren 
Artikel 90 

I. Der Treuhandrat gibt sich eine Ge­
schäftsordnung; in dieser regelt er auch das 
Verfahren für die Wahl seines Präsidenten. 

2. Der Treuhandrat tritt nach Bedarf 
gernäss seiner Geschäftsordnung zusammen; 
in dieser ist auch die Einberufung von Sit­
zungen auf Antrag der Mehrheit seiner Mit­
glieder vorzusehen. 

Artikel 91 
Der Treuhandrat nimmt gegebenenfalls 

die Unterstützung des Wirtschafts- und 
Sozialrats und der Sonderorganisationen in 
Angelegenheiten in Anspruch, für die sie 
zuständig sind. 

KAPITEL XIV 

DER INTERNATIONALE 
GERICHTSHOF 

Artikel 92 
Der Internationale Gerichtshof ist das 

Hauptrechtsprechungsorgan der Vereinten 
Nationen. Er nimmt seine Aufgaben nach 
Massgabe des beigefügten Statuts wahr, das 
auf dem Statut des Ständigen Intemationa-
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len Gerichtshofs beruht und Bestandteil 
dieser Charta ist. 

Artikel 93 
1. Alle Mitglieder der Vereinten Natio­

nen sind ohne weiteres Vertragsparteien des 
Statuts des Internationalen Gerichtshofs. 

2. Ein Staat, der nicht Mitglied der Ver­
einten Nationen ist, kann zu Bedingungen, 
welche die Generalversammlung jeweils auf 
Empfehlung des Sicherheitsrats festsetzt, 
Vertragspartei des Statuts des Internationa­
len Gerichtshofs werden. 

Artikel 94 
1. Jedes Mitglied der Vereinten Nationen 

verpflichtet sich, bei jeder Streitigkeit, in 
der es Partei ist, die Entscheidung des Inter­
nationalen Gerichtshofs zu befolgen. 

2. Kommt eine Streitpartei ihren Ver­
pflichtungen aus einem Urteil des Gerichts­
hofs nicht nach, so kann sich die andere 
Partei an den Sicherheitsrat wenden; dieser 
kann, wenn er es für erforderlich hält, 
Empfehlungen abgeben oder Massnahmen 
beschliessen, um dem Urteil Wirksamkeit 
zu verschaffen. 

Artikel 95 
Diese Charta schliesst nicht aus, dass Mit­

glieder der Vereinten Nationen auf Grund 
bestehender oder künftiger Abkommen die 
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Beilegung ihrer Streitigkeiten anderen Ge­
richten zuweisen. 

Artikel 96 
1. Die Generalversammlung oder der 

Sicherheitsrat kann über jede Rechtsfrage 
ein Gutachten des Internationalen Gerichts­
hofs anfordern. 

2. Andere Organe der Vereinten Natio­
nen und Sonderorganisationen können mit 
jeweiliger Ermächtigung durch die General­
versammlung ebenfalls Gutachen des Ge­
richtshofs über Rechtsfragen anfordern, die 
sich in ihrem Tätigkeitsbereich stellen. 

KAPITEL XV 

DAS SEKRETARIAT 

Artikel 97 
Das Sekretariat besteht aus einem Gene­

ralsekretär und den sonstigen von der Orga­
nisation benötigten Bediensteten. Der Gene­
ralsekretär wird auf Empfehlung des Sicher­
heitsrats von der Generalversammlung er­
nannt. Er ist der höchste Verwaltungsbe­
amte der Organisation. 

Artikel 98 
Der Generalsekretär ist in dieser Eigen­

schaft bei allen Sitzungen der Generalver­
sammlung, des Sicherheitsrats, des Wirt-
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schafts- und Sozialrats und des Treuhand­
rats tätig und nimmt alle sonstigen ihm von 
diesen Organen zugewiesenen Aufgaben 
wahr. Er erstattet der Generalversammlung 
alljährlich über die Tätigkeit der Organisa­
tion Bericht. 

Artikel 99 
Der Generalsekretär kann die Aufmerk­

samkeit des Sicherheitsrats auf jede Angele­
genheit lenken, die nach seinem Dafürhalten 
geeignet ist, die Wahrung des Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheit zu ge­
fährden. 

Artikel 100 
1. Der Generalsekretär und die sonstigen 

Bediensteten dürfen bei der Wahrnehmung 
ihrer Pflichten von einer Regierung oder 
von einer Autorität ausserhalb der Organi­
sation Weisungen weder erbitten noch ent­
gegennehmen. Sie haben jede Handlung zu 
unterlassen, die ihrer Stellung als interna­
tionale, nur der Organisation verantwort­
liche Bedienstete abträglich sein könnte. 

2. Jedes Mitglied der Vereinten Nationen 
verpflichtet sich, den ausschliesslich inter­
nationalen Charakter der Verantwortung 
des Generalsekretärs und der sonstigen Be­
diensteten zu achten und nicht zu. versuchen, 
sie bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
zu beeinflussen. 

50 



Artikel 101 
1. Die Bediensteten werden vom General­

sekretär im Einklang mit Regelungen er­
nannt, welche die Generalversammlung 
erlässt. 

2. Dem Wirtschafts- und Sozialrat, dem 
Treuhandrat und erforderlichenfalls anderen 
Organen der Vereinten Nationen werden ge­
eignete ständige Bedienstete zugeteilt. Sie 
gehören dem Sekretariat an. 

3. Bei der Einstellung der Bediensteten 
und der Regelung ihres Dienstverhältnisses 
gilt als ausschlaggebend der Gesichtspunkt, 
dass es notwendig ist, ein Höchstmass an 
Leistungsfähigkeit, fachlicher Eignung und 
Ehrenhaftigkeit zu gewährleisten. Der Um­
stand, dass es wichtig ist, die Auswahl der 
Bediensteten auf möglichst breiter geogra­
phischer Grundlage vorzunehmen, ist ge­
bührend zu berücksichtigen. 

KAPITEL XVI 

VERSCHIEDENES 

Artikel 102 
1. Alle Verträge und sonstigen interna­

tionalen Übereinkünfte, die ein Mitglied der 
Vereinten Nationen nach dem lokrafttreten 
dieser Charta schliesst, werden so bald wie 
möglich beim Sekretariat registriert und von 
ihm veröffentlicht. 
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2. Werden solche Verträge oder interna­
tionalen Übereinkünfte nicht nach Absatz 1 
registriert, so können sich ihre Vertrags­
parteien bei einem Organ der Vereinten 
Nationen nicht auf sie berufen. 

Artike/103 
Widersprechen sich die Verpflichtungen 

von Mitgliedern der Vereinten Nationen aus 
dieser Charta und ihre Verpflichtungen aus 
anderen internationalen Übereinkünften, so 
haben die Verpflichtungen aus dieser Charta 
Vorrang. 

Artikel 104 
Die Organisation geniesst im Hoheitsge­

biet jedes Mitglieds die Rechts- und Ge­
schäftsfähigkeit, die zur Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben und zur Verwirklichung ihrer 
Ziele erforderlich ist. 

Artikel 105 
1. Die Organisation geniesst im Hoheits­

gebiet jedes Mitglieds die Vorrechte und 
Immunitäten, die zur Verwirklichung ihrer 
Ziele erforderlich sind. 

2. Vertreter der Mitglieder der Vereinten 
Nationen und Bedienstete der Organisation 
geniessenebenfalls die Vorrechte und Immu­
nitäten, deren sie bedürfen, um ihre mit der 
Organisation zusammenhängenden Aufgaben 
in voller Unabhängigkeit wahrnehmen zu 
können. 
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3. Die Generalversammlung kann Emp­
fehlungen abgeben, um die Anwendung der 
Absätze 1 und 2 im einzelnen zu regeln, 
oder sie kann den Mitgliedern der Vereinten 
Nationen zu diesem Zweck Obereinkommen 
vorschlagen. 

KAPITEL XVII 

OBERGANGSBESTIMMUNGEN 
BETREFFEND DIE SICHERHEIT 

Artike/106 
Bis das Inkrafttreten von Sonderabkom­

men der in Artikel 43 bezeichneten Art den 
Sicherheitsrat nach seiner Auffassung befä­
higt, mit der Ausübung der ihm in Artikel 
42 zugewiesenen Verantwortlichkeilen zu 
beginnen, konsultieren die Parteien der am 
30. Oktober 1943 in Moskau unterzeichne­
ten Viermächte-Erklärung und Frankreich 
nach Absatz 5 dieser Erklärung einander 
und gegebenenfalls andere Mitglieder der 
Vereinten Nationen, um gemeinsam alle 
etwa erforderlichen Massnahmen zur Wah­
rung des Weltfriedens und der internatio­
nalen Sicherheit im Namen der Organisation 
zu treffen. 

Artike/107 
Massnahmen, welche die hierfür verant­

wortlichen Regierungen als Folge des zwei­
ten Weltkriegs in bezog auf einen Staat 
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ergreifen oder genehmigen, der während 
dieses Krieges Feind eines Unterzeichner­
staats dieser Charta war, werden durch diese 
Charta weder ausser Kraft gesetzt noch 
untersagt. 

KAPITEL XVIII 

ÄNDERUNGEN 

Artikel 108 
Änderungen dieser Charta treten für alle 

Mitglieder der Vereinten Nationen in Kraft, 
wenn sie mit Zweidrittelmehrheit der Mit­
glieder der Generalversammlung angenom­
men und von zwei Dritteln der Mitglieder 
der Vereinten Nationen einschliesslich aller 
ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats nach 
Massgabe ihres Verfassungsrechts ratifiziert 
worden sind. 

Artikel 109 
1. Zur Revision dieser Charta kann eine 

Allgemeine Konferenz der Mitglieder der 
Vereinten Nationen zusammentreten; Zeit­
punkt und Ort werden durch Beschluss einer 
Zweidrittelmehrheit der Mitglieder der Ge­
neralversammlung und durch Beschluss von 
neun beliebigen Mitgliedern des Sicherheits­
rats bestimmt. Jedes Mitglied der Vereinten 
Nationen hat auf der Konferenz eine Stimme. 

2. Jede Änderung dieser Charta, die von 
der Konferenz mit Zweidrittelmehrheit emp-
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fohlen wird, tritt in Kraft, sobald sie von 
zwei Dritteln der Mitglieder der Vereinten 
Nationen einschliesslich aller ständigen Mit­
glieder des Sicherheitsrats nach Massgabe 
ihres Verfassungsrechts ratifiziert worden ist. 

3. Ist eine solche Konferenz nicht vor der 
zehnten Jahrestagung der Generalversamm­
lung nach lokrafttreten dieser Charta zu­
sammengetreten, so wird der Vorschlag, eine 
solche Konferenz einzuberufen, auf die Ta­
gesordnung jener Tagung gesetzt; die Kon­
ferenz findet statt, wenn dies durch Be­
schluss der Mehrheit der Mitglieder der 
Generalversammlung und durch Beschluss 
von sieben beliebigen Mitgliedern des Sicher­
heitsrats bestimmt wird. 

KAPITEL XIX 

RATIFIZIERUNG 
UND UNTERZEICHNUNG 

ArtikelllO 
1. Diese Charta bedarf der Ratifizierung 

durch die Unterzeichnerstaaten nach Mass­
gabe ihres Verfassungsrechts. 

2. Die Ratifikationsurkunden werden bei 
der Regierung der Vereinigten Staaten von 
Amerika hinterlegt; diese notifiziert jede 
Hinterlegung allen Unterzeichnerstaaten so­
wie dem Generalsekretär der Organisation, 
sobald er ernannt ist. 
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3. Diese Charta tritt in Kraft, sobald die 
Republik China, Frankreich, die Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken, das Ver­
einigte Königreich Grossbritannien und 
Nordirland und die Vereinigten Staaten von 
Amerika sowie die Mehrheit der anderen 
Unterzeichnerstaaten ihre Ratifikationsur­
kunden hinterlegt haben. Die Regierung der 
Vereinigten Staaten von Amerika errichtet 
sodann über die Hinterlegung der Ratifika­
tionsurkunden ein Protokoll, von dem sie 
allen Unterzeichnerstaaten Abschriften über­
mittelt. 

4. Die Unterzeichnerstaaten dieser Charta, 
die sie nach ihrem lokrafttreten ratifizieren, 
werden mit dem Tag der Hinterlegung ihrer 
Ratifikationsurkunde ursprüngliche Mit­
glieder der Vereinten Nationen. 

Artikel 111 
Diese Charta, deren chinesischer, franzö­

sischer, russischer, englischer und spanisc~er 
Wortlaut gleichennassen verbindlich 1st, 
wird im Archiv der Regierung der Ver­
einigten Staaten von Amerika hinterlegt. 
Diese übermittelt den Regierungen der an­
deren Unterzeichnerstaaten gehörig be­
glaubigte Abschriften. 

ZU URKUND DESSEN haben die Ver­
treter der Regierungen der Vereinten Na­
tionen diese Charta unterzeichnet. 

GESCHEHEN in der Stadt San Fran­
zisko am 26. Juni 1945. 
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STATUT DES INTERNATIONALEN 
GERICHTSHOFS 

Artikel I 
Der durch die Charta derVereinten Natio­

nen als Hauptrechtsprechungsorgan der Ver­
einten Nationen eingesetzte Internationale 
Gerichtshof wird nach Massgabe dieses 
Statuts errichtet und nimmt seine Aufgaben 
nach Massgabe seiner Bestimmungen wahr. 

KAPITEL I 

ORGANISATION DES GERICHTSHOFS 

Artikel 2 
Der Gerichtshof besteht aus unabhängigen 

Richtern, die ohne Rücksicht auf ihre Staats­
angehörigkeit unter Personen von hohem 
sittlichen Ansehen ausgewählt werden, 
welche die in ihrem Staat für die höchsten 
richterlichen Ämter erforderlichen Voraus­
setzungen erfüllen oder Völkerrechtsgelehrte 
von anerkanntem Ruf sind. 

Artikel 3 
1. Der Gerichtshof besteht aus fünfzehn 

Mitgliedern, von denen nicht mehr als eines 
Angehöriger desselben Staates sein darf. ' 

2. Wer im Hinblick auf die Mitgliedschaft 
beim Gerichtshof als Angehöriger mehr als 
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eines Staates angesehen werden kann, gilt als 
Angehöriger des Staates, in dem er gewöhn­
lich seine bürgerlichen und politischen 
Rechte ausübt. 

Artikel 4 
1. Die Mitglieder des Gerichtshofs wer­

den von der Generalversammlung und vom 
Sicherheitsrat auf Grund einer Liste von 
Personen, die von den nationalen Gruppen 
des Ständigen Schiedshofs benannt worden 
sind, nach Massgabe der folgenden Bestim­
mungen gewählt. 

2. Im Falle der im Ständigen Schiedshof 
nicht vertretenen Mitglieder der Vereinten 
Nationen werden die Bewerber von natio­
nalen Gruppen benannt, die zu diesem 
Zweck von ihren Regierungen unter den 
gleichen Bedingungen bestimmt werden, wie 
sie Artikel 44 des Haager Abkommens von 
1907 zur friedlichen Erledigung internatio­
naler Streitfälle für die Mitglieder des Stän­
digen Schiedhofs vorschreibt. 

3. Die Bedingungen, unter denen ein 
Staat, der Vertragspartei dieses Statuts, aber 
nicht Mitglied der Vereinten Nationen ist, 
an der Wahl der Mitglieder des Gerichtshofs 
teilnehmen kann, werden in Ermangelung 
einer besonderen Übereinkunft auf Empfeh· 
lung des Sicherheitsrats von der General­
versammlung festgelegt. 
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Artikel 5 
1. Mindestens drei Monate vor dem Tag 

der Wahl fordert der Generalsekretär der 
Vereinten Nationen die Mitglieder des Stän­
digen Schiedshofs, die den Vertragsstaaten 
dieses Statuts angehören, sowie die Mitglie­
der der nach Artikel 4 Absatz 2 bestimmten 
nationalen Gruppen auf, innerhalb einer be­
stimmten Frist nach nationalen Gruppen 
Personen zu benennen, die in der Lage sind, 
das Amt eines Mitglieds des Gerichtshofs 
wahrzunehmen. 

2. Eine Gruppe darf nicht mehr als vier 
Personen benennen, davon höchstens zwei 
ihrer eigenen Staatsangehörigkeit. Die Zahl 
der von einer Gruppe benannten Bewerber 
darf nicht grösser sein als die doppelte Zahl 
der zu besetzenden Sitze. 

Artikel 6 
Jeder nationalen Gruppe wird empfohlen, 

vor ·diesen Benennungen ihren obersten 
Gerichtshof, ihre rechtswissenschaftliehen 
Fakultäten und Rechtsschulen sowie ihre 
dem Rechtsstudium gewidmeten nationalen 
Akademien und nationalen Abteilungen in­
ternationaler Akademien zu konsultieren. 

Artikel 7 
1. Der Generalsekretär stellt eine alpha­

betische Liste aller so benannten Personen 
auf. Sofern nicht in Artikel 12 Absatz 2 
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etwas anderes bestimmt ist, sind nur diese 
Personen wählbar. 

2. Der Generalsekretär legt diese Liste 
der Generalversammlung und dem Sicher­
heitsrat vor. 

Artikel 8 
Die Generalversammlung und der Sicher­

heitsrat nehmen unabhängig voneinander die 
Wahl der Mitglieder des Gerichtshofs vor. 

Artikel 9 
Bei jeder Wahl haben die Wähler darauf 

zu achten, dass jede einzelne der zu wählen­
den Personen die erforderliche Befahigung 
besitzt und dass diese Personen in ihrer Ge­
samtheit eine Vertretung der grossen Kultur­
kreise und der hauptsächlichen Rechts­
systeme der Welt gewährleisten. 

Artikel 10 
1. Diejenigen Bewerber, die in der Gene­

ralversammlung und im Sicherheitsrat die 
absolute Mehrheit der Stimmen erhalten, 
sind gewählt. . 

2. Abstimmungen im Sicherheitsrat bei 
der Wahl der Richter und bei der Benen­
nung der Mitglieder der in Artikel 12 vor­
gesehenen Kommission erfolgen ohne Un­
terscheidung zwischen ständigen und nicht­
ständigen Mitgliedern des Sicherheitsrats. 

3. Erhält mehr als ein Angehöriger des­
selben Staates sowohl in der Generalver-
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sammlung als auch im Sicherheitsrat die 
absolute Mehrheit der Stimmen, so gilt nur 
der älteste von ihnen als gewählt. 

Artikel 11 
Bleiben nach dem ersten Wahlgang noch 

Sitze frei, so findet in derselben Weise ein 
zweiter und erforderlichenfalls ein dritter 
Wahlgang statt. 

Artikel 12 
1. Bleiben nach dem dritten Wahlgang 

noch Sitze frei, so kann jederzeit auf Antrag 
der Generalversammlung oder des Sicher­
heitsrats eine aus sechs Mitgliedern beste­
hende Vermittlungskommission gebildet wer­
den, wobei drei Mitglieder von der General­
versammlung und drei vom Sicherheitsrat 
ernannt werden; die Kommission hat mit 
absoluter Stimmenmehrheit für jeden noch 
freien Sitz einen Namen auszuwählen, wel­
cher der Generalversammlung und dem 
Sicherheitsrat getrennt zur Annahme vorge­
legt wird. 

2. Die Vermittlungskommission kann auf 
ihre Liste den Namen jeder Person setzen, 
auf welche sie sich einstimmig geeinigt hat 
und welche die erforderlichen Voraussetzun­
gen erfüllt, auch wenn sie nicht in der in 
Artikel 7 genannten Vorschlagsliste aufge­
führt war. 

3. Stellt die Vermittlungskommission fest, 
dass es ihr nicht gelingt, die Wahl durchzu-
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führen, so besetzen die bereits gewählten 
Mitglieder des Gerichtshofs innerhalb einer 
vom Sicherheitsrat festzusetzenden Frist die 
freien Sitze durch eine Auswahl unter den­
jenigen Bewerbern, die in der Generalver­
sammlung oder im Sicherheitsrat Stimmen 
erhalten haben. 

4. Bei Stimmengleichheit unter den Rich­
tern gibt die Stimme des ältesten Richters 
den Ausschlag. 

Artikel 13 

1. Die Mitglieder des Gerichtshofs wer­
den für die Dauer von neun I ahren gewählt 
und sind wiederwählbar; jedoch endet für 
fünf bei der ersten Wahl gewählte Richter 
die Amtszeit nach drei Jahren und für wei­
tere fünf nach sechs I ahren. 

2. Die Richter, deren Amtszeit nach Ab­
lauf der genannten Anfangszeit von drei und 
sechs Jahren endet, werden vom General­
sekretär unmittelbar nach Abschluss der 
ersten Wahl durch das Los bestimmt. 

3. Die Mitglieder des Gerichtshofs bleiben 
bis zu ihrer Ablösung im Amt. Danach 
erledigen sie alle Fälle, mit denen sie bereits 
befasst sind. 

4. Bei Rücktritt eines Mitglieds des Ge­
richtshofs ist das Rücktrittsschreiben an den 
Präsidenten des Gerichtshofs zur Weiterlei­
tung an den Generalsekretär zu richten. Mit 
der Benachrichtigung des letzteren wird der 
Sitz frei. 
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Artikel 14 
Freigewordene Sitze werden nach dem 

für die erste Wahl vorgesehenen Verfahren 
besetzt, vorbehaltlich folgender Bestimmung: 
Der Generalsekretär lässt binnen einem 
Monat nach Freiwerden des Sitzes die in 
Artikel 5 vorgesehenen Aufforderungen er­
gehen, und der Zeitpunkt der Wahl wird 
vom Sicherheitsrat festgesetzt. 

Artikel 15 
1. Ein Mitglied des Gerichtshofs, das an­

stelle eines Mitglieds gewählt ist, dessen 
Amtszeit noch nicht abgelaufen ist, beendet 
die Amtszeit seines Vorgängers. 

Artikel 16 
1. Ein Mitglied des Gerichtshofs darf 

weder ein politisches Amt noch ein Amt in 
der Verwaltung ausüben noch sich einer 
anderen Beschäftigung beruflicher Art 
widmen. 

2. Im Zweifelsfall entscheidet der Ge­
richtshof. 

Artikel 17 
1. Ein Mitglied des Gerichtshofs darf 

nicht als Bevollmächtigter, Beistand oder 
Anwalt in irgendeiner Sache tätig werden. 

2. Ein Mitglied darf nicht an der Erledi­
gung einer Sache teilnehmen, in der es 
vorher als Bevollmächtigter, Beistand oder 
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Anwalt einer der Parteien, als Mitglied eines 
nationalen oder internationalen Gerichts, 
einer Untersuchungskommission oder in 
anderer Eigenschaft berufen war. 

3. Im Zweifelsfall entscheidet der Ge­
richtshof. 

Artikel 18 
1. Ein Mitglied des Gerichtshofs kann 

seines Amtes nur dann enthoben werden, 
wenn es nach einstimmiger Auffassung der 
übrigen Mitglieder nicht mehr die erforder­
lichen Voraussetzungen erfüllt. 

2. Dies wird dem Generalsekretär förm­
lich durch den Kanzler notifiziert. 

3. Mit dieserNotifikationwird der Sitz frei. 

Artikel 19 
Die Mitglieder des Gerichtshofs geniessen 

bei der Wahrnehmung ihres Amtes diploma­
tische Vorrechte und lmmunitäten. 

Artikel 20 
Jedes Mitglied des Gerichtshofs hat vor 

Antritt seines Amtes in öffentlicher Sitzung 
die feierliche Erklärung abzugeben, dass es 
seine Befugnisse unparteiisch und gewissen­
haft ausüben wird. 

Artikel 21 
1. Der Gerichtshof wählt seinen Präsi­

denten und seinen Vizepräsidenten für die 
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Dauer von drei Jahren; Wiederwahl ist zu­
lässig. 

2. Der Gerichtshof ernennt seinen Kanz­
ler und kann für die Ernennung der erfor­
derlichen sonstigen Bediensteten sorgen. 

Artikel 22 
1. Sitz des Gerichtshofs ist Den Haag. 

Der Gerichtshof kann jedoch anderswo 
tagen und seine Tatigkeit ausüben, wenn er 
es für wünschenswert hält. 

2. Der Präsident und der Kanzler wohnen 
am Sitz des Gerichtshofs. 

Artikel 23 
1. Der Gerichtshof tagt ständig ausser 

während der Gerichtsferien, deren Zeitpunkt 
und Dauer er festsetzt. 

2. Die Mitglieder des Gerichtshofs haben 
Anspruch auf regelmässigen Urlaub, dessen 
Zeitpunkt und Dauer der Gerichtshof unter 
Berücksichtigung der Entfernung zwischen 
Den Haag und dem Heimatort der einzelnen 
Richter festsetzt. 

3. Die Mitglieder des Gerichtshofs sind 
verpflichtet, dem Gerichtshof jederzeit zur 
Yerfügung zu stehen, sofern sie sich nic~t 
un Urlaub befinden oder durch Krankheit 
oder sonstige dem Präsidenten ordnungs­
&emäss darzulegende schwerwiegende Grün­
de verhindert sind. 
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Artikel 24 

1. Glaubt ein Mitglied des Gerichtshofs, 
bei der Entscheidung einer bestimmten 
Sache aus einem besonderen Grund nicht 
mitwirken zu sollen, so macht es davon dem 
Präsidenten Mitteilung. 

2. Hält der Präsident die Teilnahme eines 
Mitglieds des Gerichtshofs an der Verhand­
lung einer bestimmten Sache aus einem be­
sonderen Grund für unangebracht, so setzt 
er das Mitglied hiervon in Kenntnis. 

3. Besteht in einem solchen Fall Unstim­
migkeit zwischen dem Mitglied des Gerichts­
hofs und dem Präsidenten, so entscheidet 
der Gerichtshof. 

Artikel 25 

1. Sofern nicht in diesem Statut ausdrück­
lich etwas anderes vorgesehen ist, tagt der 
Gerichtshof in Vollsitzungen. 

2. Die Verfahrensordnung des Gerichts­
hofs kann vorsehen, dass je nach den Um­
ständen abwechselnd ein oder mehrere Rich­
ter von der Teilnahme an der Verhandlung 
befreit werden können, jedoch mit der Mass­
gabe, dass die Zahl der Richter, die zur 
Bildung des Gerichtshofs zur Verfügung 
stehen, nicht unter elf sinkt. 

3. Der Gerichtshof ist beschlussfähig, 
wenn neun Richter anwesend sind. 
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Artikel 26 
1. Der Gerichtshof kann jederzeit eine 

oder mehrere Kammern bilden, die je nach 
Beschluss des Gerichtshofs aus drei oder 
mehr Richtern bestehen, um bestimmte 
Arten von Rechtssachen zu entscheiden, bei­
spielsweise Fälle aus dem Bereich des Ar­
beitsrechts, des Durchfuhr- und des Ver­
kehrsrechts. 

2. Der Gerichtshof kann jederzeit eine 
Kammer zur Entscheidung einer bestimmten 
Sache bilden. Die Anzahl der Richter dieser 
Kammer wird vom Gerichtshof mit Zu­
stimmung der Parteien festgesetzt. 

3. Die in diesem Artikel vorgesehenen 
Kammern verhandeln und entscheiden, wenn 
die Parteien dies beantragen. 

Artikel 27 
Jedes Urteil, das von einer der in den 

Artikeln 26 und 29 vorgesehenen Kammern 
erlassen wird, gilt als Urteil des Gerichtshofs. 

Artikel 28 
Die in den Artikeln 26 und 29 vorge­

sehenen Kammern können mit Zustimmung 
der Parteien anderswo als in Den Haag 
tagen und ihre Tätigkeit ausüben. 

Artikel 29 
Zur raschen Erledigung der Fälle bildet 

der Gerichtshof jährlich eine Kammer aus 
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fünf Richtern, die auf Antrag der Parteien 
im abgekürzten Verfahren verhandeln und 
entscheiden können. Zusätzlich werden zwei 
Richter ausgewählt, um diejenigen Richter 
zu ersetzen, die an den Sitzungen nicht teil­
nehmen können. 

Artikel 30 
1. Der Gerichtshof erlässt Vorschriften 

für die Wahrnehmung seiner Aufgaben. Er 
legt insbesondere seine Vedahrensordnung 
fest. 

2. Die Vedahrensordnung des Gerichts­
hofs kann Beisitzer vorsehen, die ohne 
Stimmrecht an den Sitzungen des Gerichts­
hofs oder seiner Kammern teilnehmen. 

Artikel 31 
1. Richter, die Staatsangehörige der Par­

teien sind, behalten das Recht, an den Sit­
zungen über die vor dem Gerichtshof an­
hängige Sache teilzunehmen. 

2. Gehört dem Gerichtshof ein Richter 
an, der Staatsangehöriger einer der Parteien 
ist, so kann jede andere Partei eine Person 
ihrer Wahl bestimmen, die als Richter an 
den Sitzungen teilnimmt. Sie ist vorzugs­
weise unter den Personen auszuwählen, die 
nach den Artikeln 4 und 5 als Bewerber be­
nannt worden sind. 

3. Gehört dem Gerichtshof kein Richter 
an, der Staatsangehöriger einer der Parteien 
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ist, so kann jede der Parteien auf die in 
Absatz 2 vorgesehene Weise einen Richter 
bestimmen. 

4. Dieser Artikel findet auf die in den 
Artikeln 26 und 29 vorgesehenen Fälle An­
wendung. In diesen Fällen ersucht der Prä­
sident ein oder erforderlichenfalls zwei Mit­
glieder des Gerichtshofs, welche die Kam­
mer bilden, ihren Platz an die Mitglieder 
des Gerichtshofs, welche Staatsangehörige 
der beteiligten Parteien sind, oder, in Erman­
gelung oder bei Verhinderung solcher Mit­
glieder, an die von den Parteien besonders 
bestimmten Richter abzutreten. 

5. Bilden mehrere Parteien eine Streitge­
nossenschaft, so gelten sie für die Zwecke 
der vorstehenden Bestimmungen als eine 
Partei. Im Zweüelsfall entscheidet der Ge­
richtshof. 

6. Die nach den Absätzen 2, 3 und 4 
bestimmten Richter müssen die Voraus­
setzungen der Artikel 2, 17 Absatz 2, 20 
und 24 erfüllen. Sie wirken völlig gleichbe­
rechtigt mit ihren Kollegen an der Ent­
scheidung mit. 

Artikel 32 

1. Die Mitglieder des Gerichtshofs er­
halten ein Jahresgehalt. 

2. Der Präsident erhält eine besondere 
J ahreszulage. 
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3. Der Vizepräsident erhält eine Sonder­
zulage für jeden Tag, an dem er das Amt 
des Präsidenten wahrnimmt. 

4. Die nach Artikel 31 bestimmten Rich­
ter mit Ausnahme der Mitglieder des Ge-­
richtshofs erhalten eine Entschädigung für 
jeden Tag, an dem sie ihre Tätigkeit aus­
üben. 

5. Die Gehälter, Zulagen und Entschädi­
gungen werden von der Generalversamm­
lung festgesetzt. Sie dürfen während der 
Amtszeit nicht herabgesetzt werden. 

6. Das Gehalt des Kanzlers wird auf Vor­
schlag des Gerichtshofs von der General­
versammlung festgesetz. 

7. Eine von der Generalversammlung be­
schlossene Regelung setzt die Voraussetzun­
gen fest, unter denen den Mitgliedern des 
Gerichtshofs und dem Kanzler ein Ruhe­
gehalt gewährt wird, sowie die Voraus­
setzungen, unter denen den Mitgliedern des 
Gerichtshofs und dem Kanzler Reisekosten 
erstattet werden. 

8. Die Gehälter, Zulagen und Entschädi­
gungen sind von jeder Besteuerung befreit. 

Artikel 33 
Die Kosten des Gerichtshofs werden in 

der von der Generalversammlung bestimm­
ten Weise von den Vereinten Nationen ge­
tragen. 
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KAPITEL II 

ZUSTÄNDIGKEIT 
DES GERICHTSHOFS 

Artikel 34 
1. Nur Staaten sind berechtigt, als Par­

teien vor dem Gerichtshof aufzutreten. 
2. Der Gerichtshof kann nach Massgabe 

seiner Verfahrensordnung öffentlich-recht­
liche internationale Organisationen um Aus­
künfte betreffend bei ihm anhängige Rechts­
sachen ersuchen; er nimmt auch derartige 
Auskünfte entgegen, wenn diese Organisa­
tionen sie ihm von sich aus erteilen. 

3. Steht die Auslegung der Gründungs­
urkunde einer öffentlich-rechtlichen inter­
nationalen Organisation oder die Auslegung 
einer auf Grund dieser Urkunde angenom­
menen internationalen Übereinkunft in einer 
vor dem Gerichtshof anhängigen Rechts­
sache in Frage, so notifiziert der Kanzler 
dies der betreffenden Organisation und über­
mittelt ihr Abschriften des gesamten schrift­
lichen Verfahrens. 

Artikel 35 
1. Der Zugang zum Gerichtshof steht den 

Staaten offen, die Vertragsparteien dieses 
Statuts sind. 

2. Die Bedingungen, unter denen der Zu­
gang zum Gerichtshof anderen Staaten 
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offensteht, werden vorbehaltlich der beson­
deren Bestimmungen geltender Verträge 
vom Sicherheitsrat festgelegt; daraus darf 
für die Parteien keine Ungleichheit vor dem 
Gerichtshof entstehen. 

3. Ist ein Staat, der nicht Mitglied der 
Vereinten Nationen ist, Streitpartei, so setzt 
der Gerichtshof den Beitrag dieser Partei zu 
den Kosten des Gerichtshofs fest. Dies gilt 
nicht, wenn sich der Staat an den Kosten 
des Gerichtshofs beteiligt. 

Artikel 36 
1. Die Zuständigkeit des Gerichtshofs er­

streckt sich auf alle ihm von den Parteien 
unterbreiteten Rechtssachen sowie auf alle 
in der Charta der Vereinten Nationen oder 
in geltenden Verträgen und Obereinkommen 
besonders vorgesehenen Angelegenheiten. 

2. Die Vertragsstaaten dieses Statuts kön­
nen jederzeit erklären, dass sie die Zustän­
digkeit des Gerichtshofs von Rechts wegen 
und ohne besondere Übereinkunft gegenüber 
jedem anderen Staat, der dieselbe Verpflich­
tung übernimmt, für alle Rechtsstreitigkeiten 
über folgende Gegenstände als obligatorisch 
anerkennen : 
a) die Auslegung eines Vertrags; 
b) jede Frage des Völkerrechts; 
c) das Bestehen jeder Tatsache, die, wäre 

sie bewiesen, die Verletzung einer inter­
nationalen Verpflichtung darstellt; 
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d) Art oder Umfang der wegen Verletzung 
einer internationalen Verpflichtung ge­
schuldeten Wiedergutmachung. 

3. Die oben bezeichnete Erklärung kann 
vorbehaltlos oder vorbehaltlich einer ent­
sprechenden Verpflichtung mehrerer oder 
einzelner Staaten oder für einen bestimmten 
Zeitabschnitt abgegeben werden. 

4. Die Erklärungen sind beim General­
sekretär der Vereinten Nationen zu hinter­
legen; dieser übermittelt den Vertragspar­
teien dieses Statuts und dem Kanzler des 
Gerichtshofs eine Abschrift. 

5. Nach Artikel 36 des Statuts des Stän­
digen Internationalen Gerichtshofs abgege­
bene Erklärungen, deren Geltungsdauer 
noch nicht abgelaufen ist, gelten nach Mass­
gabe ihrer Bedingungen für ihre restliche 
Geltungsdauer im Verhältnis zwischen den 
Vertragsparteien dieses Statuts als Annahme 
der obligatorischen Gerichtsbarkeit des In­
ternationalen Gerichtshofs. 

6. Wird die Zuständigkeit des Gerichts­
hofs bestritten, so entscheidet dieser. 

Artikel 37 
Ist in einem geltenden Vertrag oder über­

einkommen die Verweisung einer Sache an 
ein vom Völkerbund einzusetzendes Gericht 
oder an den Ständigen Internationalen Ge­
richtshof vorgesehen, so wird die Sache im 
Verhältnis zwischen den Vertragsparteien 
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dieses Statuts an den Internationalen Ge­
richtshof verwiesen. 

Artikel 38 
1. Der Gerichtshof, dessen Aufgabe es ist, 

die ihm unterbreiteten Streitigkeiten nach 
dem Völkerrecht zu entscheiden, wendet an 
a) internationale Übereinkünfte allgemeiner 

oder besonderer Natur, in denen von den 
streitenden Staaten ausdrücklich aner­
kannte Regeln festgelegt sind ; 

b) das internationale Gewohnheitsrecht als 
Ausdruck einer allgemeinen, als Recht 
anerkannten Übung; 

c) die von den Kulturvölkern anerkannten 
allgemeinen Rechtsgrundsätze; 

d) vorbehaltlich des Artikels 59 richterliche 
Entscheidungen und die Lehrmeinung 
der fähigsten Völkerrechtler der ver­
schiedenen Nationen als Hilfsmittel zur 
Feststellung von Rechtsnormen. 

2. Diese Bestimmung lässt die Befugnis 
des Gerichtshofs unberührt, mit Zustim­
mung der Parteien ex aequo et bono zu ent­
scheiden. 

KAPITEL III 

VERFAHREN 

Artikel 39 
1. Die Amtssprachen des Gerichtshofs 

sind Französisch und Englisch. Kommen die 
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Parteien überein, das gesamte Verfahren in 
französischer Sprache zu führen, so wird das 
Urteil in dieser Sprache gefallt. Kommen die 
Parteien überein, das gesamte Verfahren in 
englischer Sprache zu führen, so wird das 
Urteil in dieser Sprache gefällt. 

2. In Ermangelung einer Vereinbarung 
über die anzuwendende Sprache kann sich 
jede Partei bei ihren Vorträgen nach Be­
lieben einer der beiden Sprachen bedienen; 
das Urteil des Gerichtshofs ergeht alsdann 
in französischer und englischer Sprache. In 
diesem Fall hat der Gerichtshof gleichzeitig 
zu bestimmen, welcher der beiden Wortlaute 
massgeber..d ist. 

3. Auf Antrag einer Partei gestattet ihr 
der Gerichtshof die Benutzung einer anderen 
Sprache als der französischen oder englischen. 

Artikel 40 
1. Die Rechtssachen werden beim Ge­

richtshof je nach Art des Falles durch Noti­
fizierung des Schiedsvertrags oder durch eine 
Klageschrift anhängig gemacht, die an den 
Kanzler zu richten sind. In beiden Fällen 
sind der Streitgegenstand und die Parteien 
anzugeben. 

2. Der Kanzler übermittelt die Klage­
schrift umgehend allen Beteiligten. 

3. Er unterrichtet auch die Mitglieder der 
Vereinten Nationen über den Generalsekre-
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tär sowie alle sonstigen zum Gerichtshof 
zugelassenen Staaten. 

Artikel 41 
1. Der Gerichtshof ist befugt, wenn er es 

nach den Umständen für erforderlich hält, 
diejenigen vorsorglichen Massnahrnen zu 
bezeichnen, die zur Sicherung der Rechte 
der Parteien getroffen werden müssen. 

2. Vorbehaltlich der endgültigen Ent­
scheidung werden diese Massnahmen den 
Parteien und dem Sicherheitsrat umgehend 
angezeigt. 

Artikel 42 
1. Die Parteien werden durch Bevollmäch· 

tigte vertreten. 
2. Sie können sich vor dem Gerichtshof 

der Hilfe von Beiständen oder Anwälten 
bedienen. 

3. Die Bevollmächtigten, Beistände und 
Anwälte der Parteien vor dem Gerichtshof 
geniessen die zur unabhängigen Wahrneh­
mung ihrer Aufgaben erforderlichen Vor­
rechte und Immunitäten. 

Artikel 43 
1. Das Verfahren gliedert sich in ein 

schriftliches und ein mündliches Verfahren. 
2. Das schriftliche Verfahren umfasst die 

Obermitdung der Schriftsätze, Gegenschrift· 
sätze und gegebenenfalls der Repliken sowie 
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aller zur Unterstützung vorgelegten Schrift­
stücke und Urkunden an die Richter und 
die Parteien. 

3. Die Übermittlung erfolgt durch den 
Kanzler in der Reihenfolge und innerhalb 
der Fristen, die der Gerichtshof bestimmt. 

4. Jedes von· einer Partei vorgelegte 
Schriftstück ist der anderen Partei in beglau­
bigter Abschrift zu übermitteln. 

5. Das mündliche Verfahren besteht in 
der Anhörung der Zeugen, Sachverständi­
gen, Bevollmächtigten, Beistände und An­
wälte durch den Gerichtshof. 

Artikel 44 
1. Für alle Zustellungen an andere Per­

sonen als die Bevollmächtigten, Beistände 
und Anwälte wendet sich der Gerichtshof 
unmittelbar an die Regierung des Staates, in 
dessen Hoheitsgebiet die Zustellung erfolgen 
soll. 

2. Das gleiche gilt, wenn an Ort und Stelle 
Beweis erhoben werden soll. 

Artikel 45 
Die Verhandlungen werden vom Präsi­

denten oder, wenn dieser verhindert ist, vom 
Vizepräsidenten geleitet; sind beide verhin­
dert, so übernimmt der dieostälteste an­
wesende Richter den Vorsitz. 
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Artikel 46 
Die mündliche Verhandlung ist öffentlich, 

sofern nicht der Gerichtshof etwas anderes 
beschliesst oder die Parteien den Ausschluss 
der Öffentlichkeit beantragen. 

Artikel 47 
1. über jede mündliche Verhandlung wird 

ein Protokoll aufgenommen, das vom Kanz­
ler und vom Präsidenten unterschrieben wird. 

2. Dieses Protokoll allein ist massgebend. 

Artikel 48 
Der Gerichtshof erlässt Verfügungen für 

die Führung des Verfahrens, bestimmt die 
Form und die Fristen für die Einbringung 
der Schlussanträge durch jede Partei und 
trifft alle auf die Beweisaufnahme bezügli­
chen Massnahmen. 

Artikel 49 
Der Gerichtshof kann schon vor Beginn 

der Verhandlung von den Bevollmächtigten 
die Vorlage aller Urkunden und die Ertei­
lung aller Auskünfte verlangen. Im Fall 
einer Weigerung stellt der Gerichtshof diese 
ausdrücklich fest. 

Artikel 50 
Der Gerichtshof kann jederzeit Personen, 

Personengemeinschaften, Dienststellen, Kom­
missionen oder sonstige Einrichtungen seiner 
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Wahl mit der Vornahme einer Untersuchung 
oder der Abgabe eines Gutachtens beauf­
tragen. 

Artikel 51 
Während der Verhandlung werden den 

Zeugen und Sachverständigen alle zweck­
dienlichen Fragen unter den Bedingungen 
vorgelegt, die der Gerichtshof in der in Ar­
tikel 30 vorgesehenen Verfahrensordnung 
festsetzt. 

Artikel 52 
Nachdem der Gerichtshof innerhalb der 

hierfür festgesetzten Fristen die Beweis­
mittel und Zeugenaussagen erhalten hat, 
kann er alle weiteren mündlichen oder 
schriftlichen Beweismittel zurückweisen, die 
ihm eine Partei ohne Zustimmung der ande­
ren vorzulegen wünscht. 

Artikel 53 
1. Erscheint eine der Parteien nicht vor 

dem Gerichtshof oder verzichtet sie darauf, 
sich zur Sache zu äussern, so kann die 
andere Partei den Gerichtshof ersuchen, im 
Sinne ihrer Anträge zu entscheiden. 

2. Bevor der Gerichtshof diesem Ersuchen 
stattgibt,_ muss er sich nicht nur vergewis­
sern, dass er nach den Artikeln 36 und 37 
zuständig ist, sondern auch, dass die Anträge 
tatsächlich und rechtlich begründet sind. 
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Artikel 54 
1. Sobald die Bevollmächtigten, Beistände 

und Anwälte unter Aufsicht des Gerichts­
hofs ihr Vorbringen abgeschlossen haben, 
erklärt der Präsident die Verhandlung für 
geschlossen. 

2. Der Gerichtshof zieht sich zur Bera­
tung zurück. 

3. Die Beratungen des Gerichtshofs sind 
und bleiben geheim. 

Artikel 55 
1. Die Entscheidungen des Gerichtshofs 

werden mit Stimmenmehrheit der anwesen­
den Richter gefasst. 

2. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Präsidenten oder des ihn vertretenden 
Richters den Ausschlag. 

Artikel 56 
1. Das Urteil ist mit Gründen zu versehen. 
2. Es enthält die Namen der Richter, die 

bei der Entscheidung mitgewirkt haben. 

Artikel 57 
Bringt das Urteil im ganzen oder in ein­

zelnen Teilen nicht die übereinstimmende 
Ansicht der Richter zum Ausdruck, so ist 
jeder Richter berechtigt, ihm eine Darlegung 
seiner: persönlichen Ansicht beizufügen. 

80 



Artikel 58 
Das Urteil wird vom Präsidenten und vom 

Kanzler unterschrieben. Nach ordnungsge­
mässer Benachrichtigung der Bevollmäch­
tigten wird es in öffentlicher Sitzung ver­
lesen. 

Artikel 59 
Die Entscheidung des Gerichtshofs ist nur 

für die Streitparteien und nur in bezog auf 
die Sache bindend, in der entschieden wurde. 

Artikel 60 
Das Urteil ist endgültig und unterliegt 

keinem Rechtsmittel. Bestehen Meinungs­
verschiedenheiten über Sinn oder Tragweite 
des Urteils, so obliegt es dem Gerichtshof, 
es auf Antrag einer Partei auszulegen. 

Artikel 61 
1. Die Wiederaufnahme des Verfahrens 

kann nur beantragt werden, wenn eine Tat­
sache von entscheidender Bedeutung be­
kannt wird, die vor Verkündung des Urteils 
dem Gerichtshof und auch der die Wieder­
aufnahme beantragenden Partei unbekannt 
war, sofern diese Unkenntnis nicht schuld­
haft war. 

2. Das Wiederaufnahmeverfahren wird 
durch einen Beschluss des Gerichtshofs er­
öffnet, der das Vorliegen der neuen Tat­
sache ausdrücklich feststellt, ihr die für die 
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Eröffnung des Wiederaufnahmeverfahrens 
erforderlichen Merkmale zuerkennt und des­
halb den Antrag für zulässig erklärt. 

3. Der Gerichtshof kann die Eröffnung 
des Wiederaufnahmeverfahrens von der vor­
herigen Vollstreckung des Urteils abhängig 
machen. 

4. Der Wiederaufnahmeantrag ist binnen 
sechs Monaten nach Bekanntwerden der 
rieuen Tatsache zu stellen. 

5. Nach Ablauf von zehn Jahren nach 
Erlass des Urteils kann kein Wiederauf­
nahmeantrag mehr gestellt werden. 

Artikel 62 
1. Glaubt ein Staat, ein rechtliches Inter­

esse zu haben, das durch die Entscheidung 
der Sache berührt werden könnte, so kann 
er beim Gerichtshof einen Antrag auf Bei­
tritt zu dem Verfahren stellen. 

2. Der Gerichtshof entscheidet über diesen 
Antrag. 

Artikel 63 
1. Handelt es sich um die Auslegung einer 

Übereinkunft, an der andere Staaten als die 
Streitparteien beteiligt sind, so unterrichtet 
der Kanzler unverzüglich diese Staaten. 

2. Jeder dieser Staaten ist berechtigt, dem 
Verfahren beizutreten ; macht er von diesem 
Recht Gebrauch, so ist die in dem Urteil 
enthaltene Auslegung auch für ihn bindend. 

82 



Artikel 64 
Sofern der Ge Iichtshof nicht etwas anderes 

beschliesst, trägt jede Partei ihre eigenen 
Kosten. 

KAPITEL IV 

GUTACHTEN 

Artikel 65 
1. Der Gerichtshof kann ein Gutachten 

zu jeder Rechtsfrage auf Antrag jeder Ein­
richtung abgeben, die durch die Charta der 
Vereinten Nationen oder im Einklang mit 
ihren Bestimmungen zur Einholung eines 
solchen Gutachtens ermächtigt ist. 

2. Die Fragen, zu denen das Gutachten 
des Gerichtshofs eingeholt wird, werden 
diesem in einem schriftlichen Antrag vorge­
legt, der eine genaue Darstellung der Frage 
enthält, zu der das Gutachten angefordert 
wird, und dem alle Urkunden beigefügt wer­
den, die zur Klärung der Frage dienen 
können. 

Artikel 66 
1. Der Kanzler setzt alle Staaten, die vor 

dem Gerichtshof auftreten können, umge­
hend von dem Antrag auf ein Gutachten in 
Kenntnis. 

2. Der Kanzler setzt ferner jeden Staat, 
der vor dem Gerichtshof auftreten kann, 
und jede internationale Organisation, die 
nach Ansicht des Gerichtshofs oder, wenn 
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dieser nicht tagt, nach Ansicht seines Präsi­
denten über die Frage Auskunft geben kön­
nen, durch eine besondere und direkte Mit­
teilung davon in Kenntnis, dass der Gerichts­
hof bereit ist, innerhalb einer vom Präsi­
denten festzusetzenden Frist schriftliche Dar­
stellungen entgegenzunehmen oder während 
einer zu diesem Zweck anberaumten öffent­
lichen Sitzung mündliche Darstellungen zu 
hören. 

3. Hat einer der Staaten, die vor dem 
Gerichtshof auftreten können, die in Absatz 
2 vorgesehene besondere Mitteilung nicht 
erhalten, so kann er den Wunsch äussern, 
eine schriftliche Darstellung vorzulegen oder 
gehört zu werden; der Gerichtshof entschei­
det darüber. 

4. Staaten und Organisationen, die schrift­
liche oder mündliche Darstellungen abgege­
ben haben, sind berechtigt, zu den von 
anderen Staaten oder Organisationen abge­
gebenen Darstellungen in der Form, in dem 
Umfang und innerhalb der Fristen Stellung 
zu nehmen, die der Gerichtshof oder, wenn 
er nicht tagt, der Präsident im Einzelfall 
festsetzt. Dazu übermittelt der Kanzler die 
schriftlichen Darstellungen zu gegebener 
Zeit den Staaten und Organisationen, die 
selbst solche Darstellungen vorgelegt haben. 

Artikel 67 
Der Gerichtshof gibt seine Gutachten in 

öffentlicher Sitzung ab, nachdem der Gene-
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ralsekretär und die Vertreter der Mitglieder 
der Vereinten Nationen sowie der sonstigen 
Staaten und internationalen Organisationen, 
die unmittelbar beteiligt sind, benachrichtigt 
wurden. 

Artikel 68 
Bei der Ausübung seiner gutachterliehen 

Tätigkeit lässt sich der Gerichtshof ausser­
dem von den Bestimmungen dieses Statuts 
leiten, die auf Streitsachen Anwendung fin­
den, soweit er sie für anwendbar hält. 

KAPITEL V 

ÄNDERUNGEN 

Artikel 69 
Änderungen dieses Statuts werden nach 

dem gleichen Verfahren durchgeführt, das 
für Änderungen der Charta der Vereinten 
Nationen vorgesehen ist, jedoch vorbehalt­
lich der Bestimmungen, welche die General­
versammlung auf Empfehlung des Sicher­
heitsrats für die Beteiligung der Staaten be­
schliesst, die Vertragsparteien dieses Statuts, 
aber nicht Mitglieder der Vereinten Natio­
nen sind. 

Artikel 70 
Der Gerichtshof kann Änderungen dieses 

Statuts, die er für nötig erachtet, durch 
schriftliche Mitteilung an den Generalsekre­
tär zur Prüfung nach Artikel 69 vorschlagen. 
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